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TAGESORDNUNG 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ ,vEISS: 

Bau2-5469/76 Entwicldungskonzept für Steyr und Region Steyr; 

Beschlußfassung durch den Gemeinderat. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine sehr geschätzten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich begrüße hiermit die Damen und Herren des Gemeinderates, die Damen und 
Herren der Beamtenschaft und der Presse zur heutigen Sitzung, die nicht dem 
Fasching gewidmet ist, sondern einer sehr ernsten Angelegenheit dient. Eingangs 
die Entschuldigungen, Gemeinderat Feuerh_uber ist im Krankenstand und Gemein­
derat Sablik befindet sich auf Kur. Von Dr. Stellnberger ist keine Entschuldigung 
vorhanden, er wird wahrscheinlich noch kommen. Wir werden das zu Pl'otokoll 
nehmen. Die Entschuldigungen sind damit vorgebracht. Die Feststellung der Be­
schlußfähigkeit ist gegeben. Als Protokollprüfer für die heutige Sitzung werden 
die Herren Gemeinderäte Köhler und Radler vorgeschlagen. Ich sehe aus deren 
Kopfnicken, daß sie die Zustimmung geben und danke dafür. Damit ist die heuti­
ge Sitzung eingeleitet. Bevor ich zur Tagesordnung komme, noch ein Schreiben 
der Jungen Wirtschaft zur Kenntnis gebracht, die heute unter dem Jubelruf "Ja­
badabadu", wie ich hörte, um 18. 00 lTh.r vor! dem Rathaus eine Faschingsveran­
staltung durchführen und mich ersucht haben mit Schreiben von heute, den Ge­
meinderat davon zu unterrichten und mit einzuladen, was damit geschehen ist. 
Eine technische Erklärung noch zum Ablauf der heutigen Sitzung. Sie sehen am 
Pult ein 1\/[ikrofon montiert und auch am Vorsitztisch sowie 2 Richtmikrofone in 
den Beleuchtungskörpern. Es wird dadurch keine Lautverstärkung im Raum er­
zielt, sondern lediglich beabsichtigt, hier ein einwandfreies Wortprotokoll zu 
erreichen. Die Anlage ist probeweise hier angebracht. Es ist kein Auftrag ver­
geben. Sofern die Zufriedenheit mit der Anlage sich erweisen sollte, werden Sie 
zweifellos noch damit befaßt werden, ob wir uns dieser künftighin bedienen oder 
nicht. Es ist lediglich einmal ein sogenannter Probegalopp. Damit habe ich Ih­
nen die offiziellen Mitteilungen zur Kenntnis gebracht. Ich darf Sie um Kenntnis­
nahme ersuchen und bitte den Koll. Schwarz um Übernahme des Vorsitzes, damit 
ich mich dem heutigen einzigen Tagesordnungspunkt, betreffend das Entwicklungs-• 
konzept für die Stadt Steyr und deren Umlandregion, widmen kann. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich übernehme den Vorsitz und erteile Herrn Bürgermeister zur Berichterstat­
tung dieses Tagesordnungspunktes das Wort. 

Gemeinderat Dr. Stellnberger erscheint um 15. 15 lTh.r. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Am 23. 9. des vergangenen Jahres legte ich Ihnen einen Entwurf für ein Konzept 
vor, das sowohl die Stadt Steyr und deren Möglichkeiten, wie auch die Umland­
region erfaßt hat. Ich hatte damals schon erklärt, daß damit keineswegs eine 
Vollständigkeit aller Möglichkeiten aufgezeigt ist, sondern den Gemeinderat in 
Kenntnis gesetzt, daß wir uns mit dem Problem der h.'iinftigen Entwicklung der 
Stadt nunmehr näher befassen sollten. Es ist, glaube ich, ein genügend langer 
Zeitraum verstrichen bis jetzt zum 22. 2. 1977, um sich über den Inhalt dieses 
Entwicklungskonzeptes ausreichend zu informieren, Möglichkeiten von Ergänzun­
gen zu suchen und auch hier mit kritischen Bemerkungen, wenn Sie wünschen, zu 
diesen oder jenen Punkten des Inhaltes Stellung zu nehmen. Es wurde schon an­
läßlich der Budgetsitzung 1977,alsoim Jahre 1976, für das heurige Budget von 
Herrn Gemeinderat Fahrnberger erwähnt, daß der Zeitraun1 schon so lange ist, 
wo die Beschlußfassung für dieses Konzept ausständig wäre. Ich möchte heute 
wiederholen was ich zu Beginn bei der Vorlage erklärt habe, nämlich daß es 

• 
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keineswegs ein Überraschungseffekt sein sQ.H und auch nicht so gedacht ,var. 
Die Angelegenheit ist meines Erachtens nach viel zu ernst. un1 nüt derari.ü„en 

0 

Effekten operieren zu wollen, sondern es soll ein genügend langer Zeitramn 
vergehen. mn sich mit dem Inhalt dieser Vorlage zu beschäftigen. Ich glaube. 
der Zeitraun1 von September bis Februar dürfte lange genug gewesen sein, um 
sich hiezu die nötigen Gedanken machen zu können. Ich stelle n1it Befriedigung 
fest, daß während verschiedener Besprechungen 1nit den Fraktionsvorsitzenden 
der iln Gerneinderat vertretenen Parteien die Frage des Entwicklungskonzeptes 
behandelt wurde und das Ersuchen aufgegriffen worden ist. hier schrift+ich die 
Stellungnahme vorzulegen. und ich kann hier sagen, daß die Soz. Fraktion die 
m.ündliche Zustin1mung zu diesem Konzept erklärt hat. daß inzwischen auch von 
der Freiheitlichen Partei und der Österr. Volkspartei schriftliche Stellungnah­
n1en eingelangt sind. Sie werden zweifellos heute Gegenstand der Diskussion 
sein. Infolge Erkrankung des Herrn Gen1einderates Treml besta!1d für ihn keine 
Gelegenheit. hier diese schriftliche Stellungnah1ne einzureichen. vVir dürfen 
aber annelunen. daß eine mündliche heute zweifellos in der Diskussion erfo1gen 
wird. Bevor ich Ilu1en den Antrag zur Kenntnis bringe, darf ich 1nir erlauben. 
doch darauf hinzuweisen. daß der Amtsbericht vorliegt. daß der Antrag hier mit 
den verschiedenen Initiativen ausführlich schriftlich dargelegt Ihi1en vorliegt. so­
daß ich n1ir gestatten darf. nicht vollinhaltlich den Antrag zur Kenntnis zu brin­
gen, sondern lediglich ün Anschluß an meine einleitenden Ausführungen den An­
trag zu stellen, das Entwicklungskonzept in der vorliegenden Fassung zu geneh­
migen. Zunächst aber erlaube ich n1ir doch noch einige Hinweise zu geben, weil 
sich gezeigt hat, daß in Stellungnahmen scheinbar doch mißverständlichervveise 
einige Passagen enthalten sind. die aufklärungsbedürftig sind, um hier Mißver­
ständnisse zu vermeiden. Die Tatsache, daß dieses Entvvicklungskonzept keinen 
bestilnmt begrenzten Zeitraum aufweist, soll ausdrücken, daß ich damit nicht 
beabsichtigt habe, fixe Zeitpunkte zu setzen, sondern daß es sich dabei sicher 
um eine permanente Beobachtung der Entwicldung handeln muß. um immer sei­
tens des Gemeinderates oder der zuständigen Gremien rechtzeitig und richtig 
auf Ent\ivicklungen verschiedenster Art zu reagieren oder reagieren zu können. 
Zur Aufklärung darf ich hinzufügen, daß es sich dabei zweifellos um ein Fernziel 
handelt und daß bei diesem Konzept der Idealfall angenon1men wurde. Der Ideal­
fall geht davon aus, daß wir vom Amt der OÖ. Landesregierung, Abt. Statistik, 
eine Aussage besitzen. die darauf hinzielt, daß eine ausgewogene Beschäftigungs­
lage in einer Stadt, in einer Industriestadt, dann besteht. wenn die Beschäftigungs 
plätze 50 : 50 zwischen metallverarbeitenden Branchen und nicht metallverarbei­
tenden Branchen stehen. Von dieser Aussage ausgehend, so wird eine ausgewogene 
\Virtschaftsstruktur bezeichnet. von dieser Annahme ausgehend bedeutet das. so wie 
es im Konzept dargelegt ist und wenn Sie nach blättern im Entwicklungskonzept auf 
Seite 2 ist hier näher darauf eingegangen. heißt das. daß wir in der Nichtmetallindu­
strie etwa 10 .000 Arbeitsplätze benötigen würden und etwa 6 .400 in den Dienstlei­
stungsbetrieben. um insgesamt 16 .400 Arbeitsplätze zu erhalten. Ich stelle ausdrück­
lich fest, daß es sich hierbei um eine Idealannahme handelt. Damit ergibt sich bei der 
Erwerbsquote, daß auf 100 Personen in Steyr 40 Berufstätige und 60 N:~<?ht~er:uf~t~!i­
ge kommen. automatisch die Ableitung. daß wir eine Einwohnerzahl von 
70. 000 benötigen würden. um diese Entwic_klung. die h~er dargelegt ist, er­
reichen zu können. Es handelt sich also nicht um utopische Vorstellungen 
oder Erklärungen. sondern um Annahmen, die auf den Aussagen der Sta­
tistik beruhen und wie gesagt. den Idealfall in den Vordergrund stellen. Wir 
haben eine ähnliche Ausgangsbasis wie für das Entwicklungskonzept auch bei dem 
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iri Kürze zu behandelnden Flächenwidmungsplan. Dieser ist allerdings nicht auf 
den Idealfall ohne Terminsetzung ausgerichtet, sondern dieser bezieht sich auf 
einen überschaubaren Zeitraum, etwa von 10 Jahren, wobei vorgesehen ist, daß 
die_ser Flächenwidmungsplan in Abständen von 5 Jahren überarbeitet werden kann 
wenn es notwendig sein soll. Hier sind 2 Überprüfungsperioden einbezogen und 
in diesem Flächenwidmungsplan wird davon ausgegangen, daß man eine Perso­
nenzahl in Steyr von etwa 50. 000 annimmt. Dieser Flächenwidmungsplan wurde 
zunächst einmal in den Zielsetzungen dem Präsidialplanungsausschuß vorgelegt 
und wurde bereits in der Gen1einderat-Informationssitzung behandelt und erläu­
tert. Er wird in Kürze den Finanz- und Rechtsausschuß passieren und am 1. 3. 
in die Gemeinderatsitzung gelangen. Hier bei dieser l0jährigen Entwicklung 
lehnen wir uns auch an Aussagen der oö. Raumplanung, die terminbezogen na­
türlich näher liegen als etwa das Konzept, das sich hier ohne Terminsetzung auf 
eine zukunftsideale Entwicklung ausrichtet. Ich darf noch hinzufügen, daß inzwi­
schen schon einige Initiativen gesetzt werden konnten, daß es gelungen ist durch 
die Vorlage dieses Konzeptes, durch die verschiedenen Behandlungen, durch die 
absolut positiven Presseberichte dazu, durch das Interesse der Steyrer Bevöl­
kerung den Beweis zu erbringen, daß wir, der Gemeinderat, zweifellos gut be­
raten sind, wenn wir uns dieser Angelegenheit stärker als bisher widmen. Steyr 
ist sowohl auf Landesebene wie auch in der Umgebung, in der Stadt selbst, in · 
einem anderen Licht präsentiert. Wir haben Gelegenheit bekommen, verschie­
dene Anfragen zu beantworten von Unternehmern, die auf Grund dieser Öffent­
lichkeitsarbeit, die mit dem Konzept verbunden ist, Interesse zeigen, einen 
Standort in Steyr zu suchen, wenngleich manches Mal noch Schwierigkeiten aus 
verschiedenen Grü~den auftreten und wir haben eines erreicht, was ich als sehr 
wesentlich und wichtig erachte. Wir haben nämlich erreicht, daß die Steyr- V..'er­
ke als der potenteste Betrieb am Ort uns mit fixen Zusicherungen die Erklärung 
abgegeben hat, die beabsichtigten Betriebsausweitungen aus den verschiedenste~ 
Verträgen und Kooperationswirkungen des Unternehmens heraus nicht außerhalb · 
der Stadt Steyr sondern in dieser vorzunehmen, womit gesichert ist, daß die­
ser Betrieb mit allen wirtschaftlichen Möglichkeiten,die sich ihm bieten und die 
er nutzen kann hier in Steyr, seinen Niederschlag finden wird und wir die nöti­
gen Konsequenzen im positiven Sinn daraus erwarten. Eine weitere zweifellos 
positive Tatsache ist, daß wir den Bautenminister nach St.eyr bekommen haben 
und die Möglichkeit hatten, ihm die Schwierigkeiten unserer Verkehrsverbin­
dungen darzulegen und hier bestimmte Aussagen zu erreichen. Wir haben das 
Wohnbauprogramm am 2. 2. mit dem zuständigen Landeswohnbaureferenten 
Neuhauser bis zum Jahre 1980 durchbesprechen können für alle in Steyr ansäs­
sigen Wohnbaugenossenschaften und Gesellschaften. Wir haben Landesrat 
Reichl für alle unsere Zielsetzungen interessieren können und auch den Herrn 
Landesrat Trauner für die wirtschaftlichen Aspekte, die sich in der Stadt Steyr 
ergeben und die von seiner Sicht als Landes-Wirtschaftsreferent beeinflußt 
werden können. Letztlich möchte ich nicht verschweigen, daß auch der Herr 
Landeshauptmann mir persönlich sowohl telefonisch als schriftlich erklärt hat, 
daß das sogenannte Offterdinger-Konzept eine rein wissenschaftliche Abhand­
lung ist, von der er sich insofern distanziert, weil es zwar als eine Entschei­
dungshilfe dienen kann, aber diese Abhandlung keineswegs der I\IIaßstab für die 
Entscheidungen der oö. Raumplanung sein kann, muß oder darf. Damit ist die 
Erklärung verbunden, daß Steyr nicht zur Schlafstadt erklärt wird. Eine über­
aus erfreuliche Tatsache möchte ich schließlich noch vermelden dadurch, daß 
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ich gestern oder Freitag einen Brief von HE:rrn Landeshauptmann-Stellvertret~r 
Dr. Hartl erhalten habe. nachde1n wir ihm die Problematik der Stadt Steyr in 
ihrer Gegenwart und künftigen Aussicht schon im Herbst vorlegen konnten, ei­
nen Betrag von S 10, 5 Mill. aus Bedarfszuweisungen erhalten haben. Auch das 
sind vVirkungen, die davon ausgehen, daß es uns gelungen ist; jene Persönlich­
keiten im Land und im Bund zu interessieren, was sich in Steyr für Möglichkei­
ten bieten, was sich in Steyr machen läßt und vor allem was sich die Steyrer Ge­
meindeväter hier in ihrer künftigen Tätigkeit an Hilfen vorstellen und erwarten. · 
Damit, glaube ich, habe ich doch versucht, einleitend zum Antrag einige Miß­
verständnisse auszuräu1nen, vor allem aber auch den Hinweis zu geben, daß wir 
bem.üht sind - und ich persönlich setze mein ganzes Bestreben darauf, auch heu­
te in der Sitzung ein Einvernehmen zu erreichen im Sinne dieser Konzeption, die 
ja nicht bis ins kleinste Detail reichen kann, die Zukunft der Stadt zu sichern 
durch entsprechende Maßnahmen in der Gegenwart. In diesem Sinne erlaube ich 
1nir, ohne Verlesung des gesamten Antrages, nur den Antrag vorzubringen, Sie 
mögen dem Entwicklungskonzept für die Stadt Steyr und deren Umlandregion Ih­
re Zustim1nung geben. 

Bau2-5469/76 
Entwicklungskonzept für Steyr und Region Steyr; 
Beschlußfassung durch den Gemeinderat. 
Der Ge1neinderat wolle beschließen: 
U1n die Entwicklung der Stadt Steyr und ihrer U1nlandregion für die nahe, aber 
auch für die fernere Zukunft sicherzustellen, sind zu gegebenen Zeitpunkten 
nachstehende Schritte zu unternehmen: 
Auf Bundes e b e·n e: 
Eine Delegation des Steyrer Gemeinderates ersucht den Bundeskanzler, folgen­
gende Probleme 1mter Beiziehung der Fachminister vortragen zu können: 
1) Verbesserung der Verkehrsverhältnisse: 
a) Sofortige Inangriffnahme des bereits baureifen Projektes der Märzenkeller­

Urnfahrung im Bereiche der Gesamttrasse mit Fertigstellung bis Ende 1979. 
b) Rascher Abschluß der Vorbereitungsarbeiten für die S 37 und Baubeginn an 

jenen Teilen, deren Planung bereits abgeschlossen ist; 
c) weiterer Ausbau der Voralpen-Bundesstraße in Richtung Westen, aber auch 

in Richtung Niederösterreich; 
d) durchgehender Ausbau der Eisen-Bundesstraße nach Süden; 
e) Verbesserung der Eisenbahnverbindung von und nach Steyr in Richtung Nor­

den und Ausbau einer Schnellbahnverbindung von Linz über Enns bis Gar­
sten; 

f) Zurverfügungstellung von Mitteln·zum Ausbau des Nahverkehrs nach Gar­
sten, St. Ulrich, Aschach, Sierning, Wolfern, Behamberg u. a. 

2) Stabilisierung der wirtschaftlichen Verhältnisse: 
a) Wirtschaftlicher Hauptträger der Steyr-Daimler-Puch AG sind die Werke in 

Steyr, insbesondere die Fahrzeugfabrik. Die Steyr-Daimler-Puch AG ist 
daher vom Hauptaktionär. Creditanstalt-Bankverein, zu veranlassen, ihre 
in Steyr befindlichen räumlichen Möglichkeiten voll auszuschöpfen, vorhan­
dene Objekte und Grundstücke zur Erweiterung heranzuziehen, bevor Be­
triebsteilverlegungen aus der Region Steyr erfolgen; dies bedingt auch sinn­
volle Ausnützung aller leerstehenden Fabriksobjekte in Steyr; 

b) Sicherung des Bestandes der Ennskraftwerke AG als Sondergesellschaft des 
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· Bundes mit dem Sitz in Steyr. Darüberhinaus wäre zu erreichen, über den 
Rahmen einer Betriebsgesellschaft wiede.rum die Vornahme von Planungs­
und Bauarbeiten dieser Sondergesellschaft des Bundes, unabhängig von ter­
ritorialen Erwägungen, an die Ennskraftwerke AG zu vergeben. 

·3) Bei der Wahl von überörtlichen Einrichtungen des Bundes ist auch die Re­
gion Steyr mehr als bisher zu berücksichtigen. Dies gilt vor allem für den Bau 
und Ausbau mittlerer und höherer Lehranstalten, aber auch für die Außenstel­
len von Behörden des Bundes, die hier zur Errichtung gelangen können, wie z. 
B. Institute für die Landwirtschaft oder Sondereinrichtungen des Bundesheeres 
(Heeresluftschutzeinheit bzw. -schule) • 

. 4) Die Lebensart einer Stadt dokumentiert sich auch überzeugenderweise im 
Bauzustand ihrer öffentlichen Gebäude. Die Republik Österreich muß hier mit 
gutem Beispiel vorangehen. Alle ihr gehörigen Einrichtungen, gleichgültig, von 
welchem Bundesministerium oder von welcher wirtschaftlichen Einrichtung, 
wie z. B. Bundesbahn, Post, Bundesforste, sie verwaltet werden, sind zeitge­
mäß und ihrem historischen Wert entsprechend instandzusetzen und auch zu er­
halten. 
Erwähnt müssen hier die Objekte Schloß Lamberg, Quenghof, die Höhere Tech­
nische Lehranstalt, die Trollmannkaserne, die Errichtung eines neuen Haupt­
postamtes beim Bahnhof Steyr sowie die Objekte Pfarrgasse 1 (ehemalige Be­
zirkshauptmannschaft) und Stadtplatz 30 (Finanzamt) werden. 
5) Unterstützung der Stadt und der umliegenden Gemeinden bei allen Aufgaben, 
die durch den Bund gefördert werden: 
a) Weitere finanzielle Mittel aus dem vVasserwirtschaftsfonds für den Reinhal­

tungsverband Steyr und Umgebung, der das Abwasserproblem dieser Region 
lösen soll; · 

b) weitere finanzielle Mittel aus dem Wasserwirtschaftsfonds für den Ausbau der 
Gruppentrinkwasserversorgung der Stadt Steyr, die ebenfalls für die gesam­
te Region Vorsorge zu treffen hat; 

c) bevorzugte Behandlung bei Kreditgewährung an Industrie, Gewerbe,- Frem­
denverkehr und Landwirtschaft, um die verkehrsmäßige Benachteiligung die­
ses Raumes auszugleichen; 

c) Vergabe von Forschungsaufträgen des Bundes, um die besonders gelagerten 
städtebaulichen Probleme in Steyr einer eingehenden Prüfung zu unterziehen, 

insbesondere jene alter Stadtbezirke, wie z. B. Wiederbelebung des Wehr­
grabens. 

Auf Landesebene: 
ist eine Trennung zwischen den gemeinsamen Anliegen der Region und den rein 
städtischen Problemen vorzunehmen. 
Die regionalen Fragen sollten Gegenstand einer Vorsprache der Bürgermeister 
und ihrer Stellvertreter der betroffenen Gemeinden bei Landeshauptmann Dr. 

_ Wenzl, dem Gemeindereferenten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Hartl 
und den betroffenen Regierungsmitgliedern sein. Um einen überschaubaren 
Teilnehmerkreis zu erhalten, wird vorläufig die Region gleichgehalten mit der 
territorialen Ausdehnung des Reinhaltungsverbandes Steyr und Umgebung, so­
weit sie sich auf Oberösterreich erstreckt. 
Es ist dies aber keinesfalls als endgültige Abgrenzung gegenüber dem Steyr­
und Ennstal das im Einzugsgebiet der Stadt Steyr liegt, zu werten. Je nach 
Art der Probleme wird sich im einzelnen eine Erweiterung auf andere Gemein-
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den als zweckmäßig und notwendig erweisen. 

Zweck der gemeinsamen Vorsprache beim Landeshauptmann soll sein: 
Forderung an die OÖ. Landesregierung, der derzeitigen ungünstigen Entwick­
lungssituation durch ein spezielles Entwicklungs- und Förderungsprogramm für 
die Region Steyr Einhalt zu gebieten. 
a) Ausarbeitung eines Schwerpunktprograinmes für diese Region durch die 

Landesplanung unter Berücksichtigung der Gleichwertigkeit gegenüber allen 
übrigen Ramnordnungsproblemen, so z.' B. denen des oö. Zentralraumes; 

b) im Ralunen der Bundesstraßenverwaltung rasche Bearbeitung aller Verkehrs­
maßnah1nen, wie sie der Bundesregierung vorgeschlagen werden; insbeson­
dere trifft dies auf die S 37 nach Maßgabe des Pkt. 1 b zu. 

c) Ergänzung dieses überörtlichen Straßennetzes durch forcierten Ausbau der 
Landes- und Bezirks_straßen von, nach und u1n Steyr, speziell in das Enns­
und _Steyrtal; 

d) gezielte Förderung der Ansiedlung und des Ausbaues von Industrie- und Ge­
werbebetrieben, um die verkehrsmäßige Randlage auszugleichen (z. B. Fa .• 
Riha GesmbH); 

e) intensive Unterstützung aller Fremdenverkehrsmaßnahmen wie größere Be­
rücksichtigung bei Kreditgewährung, gemeinsamer regionaler ·werbung so­
wie Finanzierungshilfen für Hotelbau; 
Förderung aller über ein Gemeindegebiet hinausgehender Aktivitäten, wie 
z. B. · der der Fremdenverkehrsverbändegemeinschaft Steyr-Ennstal. 

f) Weitere Berücksichtigung bei Schaffung von Landeseinrichtungen, z. B. bei 
der Errichtung von Sonderheilanstalten, Erholungsheimen, Jugendheimen, 
Landesausbildungsstätten. Als Beispiel wird auf die rasche Verwendung der 
leerstehenden Kematmüllerschule in Steyr zu verweisen sein. 

g) Berücksichtigung der verkehrsmäßigen Erschwernisse bei Bewilligung von 
Bedarfszuweisungen und Subventionen an Gemeinden dieser Region durch 
erhöhte Zuteilungen; 

h) Fortsetzung der Bewilligung von Landesbeihilfen für alle regionalen Ver­
und Entsorgungseinrichtungen wie Reinhaltungsverband Steyr und Umge­
bung, Gruppentrinkwasserversorgung, gemeinsame Müllbeseitigung; 

i) weiterer Ausbau des Landeskrankenhauses. um eine umfassende ärztliche 
Versorgung der Region sicherzustellen. 
Mangel herrscht hier auf dem Gebiet der geriatrischen Versorgung, der 
Augen-, Hals-. Nasen- und Ohrenheilkunde. Eine Abteilung für Langzeit­
pflegefälle würde die örtlichen Altersheime der Gemeinden wesentlich ent­
lasten und den vorliegenden Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Eine Delegation des Steyrer Gemeinderates hat dem Landeshauptmann für 
Oberösterreich außerdem noch einige Stadtprobleme vorzutragen: 
1) Bevorzugte Unterstützung aller Ansuchen nach dem Wohnbauförderungs­
gesetz sowohl für den genossenschaftlichen als auch für den Eigenheimbau. 
Der vorhandene Wohnungsfehlbestand muß so rasch als möglich abgebaut wer­
den. Der auch beim Amt der OÖ. Landesregierung bekannte Nachholbedarf 
wird durch erhöhte Zuweisungen zu decken sein. 
2) Großzügige Unterstützung der Stadt Steyr und Beteiligung des Landes bei 
der Abhaltung der 1000-Jahrfeier im Jahre 1980. Es könnte damit die Stadt 
Steyr und ihr Umland auf wirksamste Weise in den allgemeinen Blickpunkt 
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gerückt werden. Das Bewußtsein der Steyr~r Bevölkerung, anerkanntes Mit­
glied einer landweiten Gemeinschaft zu sein, würde damit eine entscheidende 
Vertiefung erfahren. · 
3) Fortsetzung der Revitalisierung der alten Stadtteile durch gemeinsame Ak­
tionen für Fassadenrestaurierungen, Althausinstandsetzungen und Wohnungs­
verbesserung im laufenden Kontakt mit den Verwaltungsstellen des Bundesdenk­
malamtes und dem Landeswohnbaureferenten. Diese Aktivitäten dürfen aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß eine zeitgemäße Symbiose zwischen Erhal­
tung und Revitalisierung der alten Stadtteile und Entwicklung neuer wirtschaft­
lich und wohnbaumäßig er·schlossener Gebiete zu finden ist. 

Dem Gemeinderat ist bewußt, daß ein Forderungsprogramm für das Steyr- und 
Ennstal im Bereiche der Stadt Steyr nur dann auf die Unterstützung des Bundes 
und des Landes rechner:i kann, wenn die betroffenen Gemeinden und die Stadt 
Steyr selbst alles in ihren Bereichen in dieser Richtung vorsorgen. Der Gemein­
derat der Stadt Steyr kann naturgemäß nur für das Stadtgebiet Entscheidungen 
treffen; er kann jedoch Initiativen ergreifen, die diesem gemeinsamen Ziele, 
nämlich Sicherung unserer Region für die Zukunft, dienen: 
1) Beschlußfassung über den Flächenwidmungsplan mit dem Ziele, Räume für 
eine ausgewogene Wirtschaftsstruktur festzulegen; 
2) rasche Fertigstellung des innerstädtischen Verkehrsringes und der Gemein­
destraß~n zu den angrenzenden Gemeinden, so z. B. nach Garsten und St. tn­
rich, die naturgemäß ihre Fortsetzung dann außerhalb des Stadtgebietes finden 
müßten. 
Neubau der Flußübergänge in Zwischenbrücken und Überprüfung des Verkehrs­
ablaufes jeweils nach den entwicklungsmäßig sich ergebenden Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten. 
3) Enge Zusammenarbeit bei allen kommunalen Problemen, die Auswirkungen 
auf Nachbargemeinden haben, wie z. B. Errichtung oder Auflassung von Schu­
len, Erschließung von Siedlungsgebieten, Erweiterung des Nahverkehrs durch 
städtische Autobuslinien und ähnliches. 
4) Zusammenarbeit bei Erstellung eines gemeinsamen Gesellschafts-, Kultur­
und Veranstaltungsprogrammes für die Region Steyr unter Heranziehung des 
Fremdenverkehrsverbandes. Das Zusammengehörigkeitsgefühl der Regions­
gemeinschaft würde dadurch nicht nur neue Aktivitäten setzen, sondern auch 
das Bewußtsein der Schicksalsgemeinschaft bestärken. Darüberhinaus soll den 
internationalen Verbindungen der Stadt Steyr auch im Interesse des Umlandes 
ein großes Augenmerk zugewendet werden. Eine Aktion "Saubere Stadt", die 
Bekämpfung einer wilden Plakatierung und geordnete Verhältnisse sowohl in 
der politischen wie auch in der kommerziellen Werbung sind anzustreben. 

Außerhalb der Kommunalverwaltung ergibt sich auch eine Reihe von Möglich­
keiten für ein gemeinsames Vorgehen: 
5) Verbindungsaufnahme mit der Kammer für Arbeiter und Angestellte, mit 
der Kammer der Gewerblichen Wirtschaft, mit der Landwirtschaftskammer, 
in der Region umfassende Einrichtungen des Berufsförderungsinstitutes, des 
Wirtschaftsförderungsinstitutes und der landwirtschaftlichen Fortbildung zu 
errichten. 
6) Einladung an die OÖ. Gebietskrankenkasse, an das Landesinvalidenamt~ · an 
die Pensionsversicherungsanstalten und andere Sozialversicherungsträger, an 
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den KOV. an den österreichischen Gewerks9haftsbund und andere. iln Steyr­
und Ennstal Sozialeinrichtungen wie Rekonvaleszenten- und Erholungsheime. 
Pflegestätten und Spezialanstalten zu errichten. 
7) Ständige Kontakte mit dem Landesarbeitsamt für Oberösterreich und dem 
Arbeitsamt Steyr über die lVIöglichkeit der Ansiedlung weiterer Industrie- und 
Gewerbebetriebe. Ergänzt müßten diese Bemühungen durch laufende Verbin­
dungsaufnahmen mit den zuständigen Sektionen der OÖ. Handelskammer wer­
den. Ziel dieser Bestrebungen muß die Sicherung und die Schaffung neuer Ar­
beitsplätze in Steyr und in den umliegenden Gemeinden sein, nicht aber die 
Verlegung von Arbeitskräften aus unserem Gebiet in andere Teile des Bundes­
landes. Letzteres wird oftn~als von außenstehenden Stellen als Allheilmittel 
gepriesen und kann der Stadt nicht dienen. 
8} Die Bestrebungen der Stadt, sich in ihrem gewerblichen und kulturellen Be­
reich zu präsentieren, sind verstärkt zu untierstützen. Das Image der Stadt 
als Einkaufs- und Bezirksstadt soll gehoben werden. Eine besondere Aufgabe 
kann hierbei der Ausstellungsgemeinschaft zufallen. 

Die Situation ist ernst. Die Sicherung der Zukunft erzwingt Aktivitäten, die 
sich nicht auf einen deklarativen Akt des Gemeinderates der Stadt Steyr be­
schränken können. Ein gemeinsames, von allen politischen Kräften dieser Stadt 
getragenes Bekenntnis zu Steyr verlangt auch Garantien, daß in den einzelnen 
Bereichen alles unternommen wird, um den gewünschten Erfolg zu erreichen. 
Erst diese geben der Bevölkerung die Gewißheit, nicht in einer Gemeinde oder 
Stadt zu leben, deren Aufbauwille erlahmt ist, die sich einfach in die Gegeben­
heiten, die außerhalb gesetzt werden, fügt. Es müssen daher auch die eingelei­
teten 1\/Iaßnahmen und der Stand der Entwicklung in angemessenen Zeiträumen 
öffentlich dargelegt ,verden. Nur so ist zu erwarten, daß die kommenden Jahr­
zehnte nicht von Stagnation, sondern von überzeugender Aufwärtsentwicklung, 
getragen von der gesamten Bevölkerung, gekennzeichnet sind. Nur ein eindeuti­
ges · Bekenntnis aller 1\/Iitbürger zur Stadt Steyr wird jene Kräfte mobilisieren, 
die dazu notwendig sind. Die Einführung von Informationstagen mit Vorstellung 
von Plänen und Projekten zur Einsichtnahme für alle Bürger. Gespräche mit 
dem Bürgermeister und den Stadträten und die Einführung einer Aktion II Offene 
Tür" für alle Einrichtungen der Stadt sollen diese Gemeinschaft unterstreichen. 

Zur Realisierung dieses Aktionsprogrammes wird beschlossen: 
a) Bildung eines Komitees für Entwicklungsproble1ne der Stadt Steyr. Dazu soll 

das 1\/Iagistratspräsidium um die Fraktionsvorsitzenden als beratende Mit­
glieder erweitert werden, wenn solche Probleme zur Behandlung kommen. 
Je nach Zweck1näßigkeit sind den Sitzungen die referatszuständigen Stadträ­
te, Beamte und Fachleute beizuziehen. Bei Bedarf wären auch die Abgeord­
neten der Stadt Steyr und die aus Steyr stammenden Regierungsmitglieder 
einzuladen, um in den verschiedenen Vertretungskörpern auch entsprechende 
Berücksichtigung zu finden und den Informationsfluß zu.sichern. 

b} Jährlicher Bericht an den Gemeinderat über die ergriffenen Maßnahmen. 
Dieser Bericht soll auch in entsprechender Weise publiziert und der Öffent­
lichkeit dargestellt werden. Insbesondere sind dabei die Tätigkeit des Rein­
haltungsverbandes Steyr und Umgebung, die Gruppenwasserversorgung der 
Stadt Steyr. die Fremdenverkehrsverbändegemeinschaft Ste~r-~nnstal und 
allenfalls noch zu gründende gemeinsame interkommunale Einrichtungen ein-

zubeziehen. 
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c) Einladung zur Bildung eines Regionalkolllitees für die Gemeinden des Enns­
und Steyrtales im Bereiche der Stadt Steyr. 
Ziel ist es, in diesem Regionalausschuß alle überörtlichen Fragen vorzube­
reiten und ebenfalls entsprechende und übereinstimmende Maßnahmen zu be­
schließen. 

Der Gemeinderat der Stadt Steyr stellt fest: 
a) Die eingeleiteten Schritte haben ausschließlich zum Ziele, der Region in und 

un1 Steyr auch für die Zukunft eine stete Aufwärtsentwicklung zu sichern. Ge­
meinsame Probleme der betroffenen Gemeinden sollen auch gemeinsam ge­
löst werden. Eine in sich funktionierende Region in diesemGebiet muß so wie 
in der Vergangenheit und Gegenwart auch in Zukunft bei Beibehaltung der Ei­
genständigkeit jeder einzelnen Gemeinde ohne weiteres möglich sein. 

b) Ziel dieser Aktivitäten ist es auch nid1t, Industrie- und Gewerbeansiedlungen 
in anderen Gebieten die Berechtigung abztlsprechen. Klar wird jedoch heraus­
gestellt, daß der Gemeinderat der Stadt Steyr nicht schweigend zusehen kann, 
wie mit dem in der Region Steyr noch immer im bedeutsamen Maße für Ober­
österreich erarbeiteten Nationalprodukt Industrieverlegungen erfolgen und 
Neuanlagen anderorts geschaffen werden. Versäumnisse der Vergangenheit wie 
schlechte Verkehrslage können nicht als Begründung für eine Aushöhlung des 
industriellen und gewerblichen Potentials Steyrs herangezogen werden, son­
dern müssen verstärkte Aktivitäten auslösen. 

c) Der Gemeinderat stellt auch fest, daß ebenso wie die Landbevölkerung auch 
unsere Arbeiter- und Angestelltenschaft eine besondere Verbundenheit zu ihrer 
Betriebsstätte auszeichnet. Die vielzitierte Mobilität der Unselbständigen 
trifft für das Steyr- und Ennstal nur sehr bedingt zu. Sie stellt auch mehr ein 
Schlagwort für Planer und Theoretiker dar, die den Wert einer betriebsver­
bundenen lVIitarbeiters chaft mangels eigener Erfahrung gar nicht einschätzen 
können. Erst in Krisenzeiten bewährt sich diese Grundhaltung. Die Steyrer 
Bürger und die Bevölkerung der benachbarten Gemeinden sind mit ihren Pro­
duktions- und Handelsbetrieben durch Jahrzehnte und Generationen verbunden. 
Ausgezeichnetes Facharbeiterwissen, handwerkliches Können, traditionelle 
Sparten und technologisch moderne Erzeugungsmethoden sind das Ergebnis. 
Dies zu erhalten und auszubauen ist ein Gebot zur Sicherung des wirtschaftli­
chen Potentials, der Steigerung der Kaufkraft, aber auch der Vernunft. 
Die Nachteile der geographischen Lage sind durch geeignete Maßnahmen zu 
beseitigen, aber nicht zum Anlaß zu nehmen, gewachsene Strukturen zu ver­
nachlässigen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke Herrn Bürgermeister für die Berichterstattung und stelle den Antrag 
zur Diskussion. Als erster hat sich gemeldet Herr Stadtrat Kinzelhofer. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Es ist eigentlich eine Formsache, daß ich als Sprecher der Soz. Fraktion zu dem An­
trag unseres Bürgermeisters ja sage. Seine Initiative zu diesem Entwicklungskon­
zept hat ein so landesweites Echo gefunden, wie es die Stadt Steyr kaum zu erwar­
ten hatte. Von der gesamten Presse - das wurde bereits erwähnt - ob sie nun unab­
hängig oder parteiorientiert war, wurde das Entwicklungsprogramm positiv kon1-
mentiert. Ich glaube, es gab in Steyr keine Versammlung, wo nicht dieses Konzept 
auch diskutiert und besprochen wurde und positiv beurteilt wurde. Es ist auch be­
kannt, daß von Landes- und Bundesebene durchaus positive Stimmen einlangten. So 
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hat insbesondere der Bautenminister 1\/Ioser auf das Entwicklungskonzept Bezug ge­
nommen, ebenso wie der Planungssachbearbciter unseres Bundeskanzlers Dr. Kreis­
ky. Ich glaube, wir alle haben es verspü1·t, hiermit cine1n Bedürfnis zu entsprechen, 
welches alle a ufba uwilligen Steyrer und Steyrerinnen seit lange1n gehabt haben. Wer 
\Vill schon in einer Schlafstadtleben, wer wiJ.l schon tatenlos eine.r Stagnation oder gar 
einem Rückschritt zusehen? Auf den Lorbeeren der Vergangenheit auszuruhen, kann 
sich eine Stadt wie Steyr und auch eine sozialistische l\!Iehrheit, wie sie in dieser Stadt 
seit Jahrzehnten besteht, einfach nicht leisten. Wir müssen die Gegenwart meistern 
und für die Zukunft vorsorgen.Als Arbeitnehmer und als Betriebsrat der Steyr-Wer"'." 
ke freut es 1nich besonders, daß dieses Entwicklungskonzept auch in der \Verkslei­
tung der Steyr-Dailnler- Puch AG Beachtung gefunden hat. So liegen bereits dezidier­
te Erklärungen vor, die nächsten Betriebserweiterungen nur in Steyr durchzuführen 
und nicht etwa an anderen Standorten. Hier kann man von einem. sehr handgreiflichen 
Erfolg der Initiative unseres Bürgern1eisfers sprechen. Uns geht es natürlich um die 
Sicherung der Arbeitsplätze. Diese für alle Krisenfälle so ,veit wie möglich abzusi­
chern, verlangt eine ausgev,,ogene \Virtschaftsstruktur, und das n1uß das Fernziel so­
wohl dieses Entwicklungskonzeptes als auch des von uns in absehbarer Zeit zu be­
schließenden Flächenwidmungsplanes sein.Ausgewogenheit bedeutet aber nicht Re­
duzierung bestehender Arbeitsplätze zugunsten anderer Wirtschaftszweige.Aus­
gewogenheit kann nur sein, zusätzliche Arbeitsplätze im größtmöglichsten Urnfang zu 
schaffen.Es ist dies aber keine Frage einer einzelnen Fraktion, sondern sicherlich 
eine Angelegenheit, die dem gesamten Gemeinderat am Herzen liegt. Ich bin daher 
froh - das hat bereits der Bürgermeister \Veiss ausgeführt- daß bereits bei der letz­
ten Fraktionsobmännerbesprechung die grundsätzliche Zusage der anwesenden Frak­
tionsobrntinner zu diesen1 heute durchzuführenden Beschluß des Gemeinderates ab­
gegeben wurde. Heute, glaube ich, ist ein Tag,an dem kleinliche Überlegungen keinen 
Platz finden sollen. Gemeinsam sollen wir die Verantwortung sehen, die uns für die 
Zukunft dieser Stadt auf die Schultern gelegt 'Yurde. Das Vertrauen unserer Mit- · 
bürger 1nuß bei so ernsten Situationen, wie sie derzeit bestehen, von uns gerecht­
fertigt werden. Nicht aber dadurch, daß wir vielleicht in kleinlichen stilistischen 
Dingen uns verlieren und politischen Streit suchen, sondern daß wir uns zu einem 
gerneh1samen Beschluß zusam1nenfinden, der geeignet erscheint, neue Wege für die 
Zukunft Steyrs zu erschließen. Sicher ist so ein Beschluß anfänglich nur Papier. An 
uns wird es liegen, diesem Konzept und diesem Beschluß Leb~n einzuhauchen, damit 
echte ko1nn1unale Arbeit zu leisten zum Wohle der Bevölkerung dieser Stadt. Ich wie­
derhole daher nochmals die Erklärung der Soz. Fraktion, daß wir dem Entwicklungs­
konzept und demAntrag des Bürgermeisters Weiss vollinhaltlich zustimmen. 

BÜRGEillVIEISTER-STELLVER TRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke für diesen Beitrag und erteile Kollegen Fritsch das Wort. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FRITSCH: 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister I werte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich darf vielleicht eingangs meiner Erklärungen eines festhalten. Die Aussage 
meines geschätzten Vorredners, daß die heutige GR-Sitzung einen Inhalt aufzu­
weisen hat, der vielleicht bar jeglicher politischer Überlegungen sein sollte, ist 
zutreffend, denn die Zusicherung, daß auch meine Fraktion das Wohl, das Inter­
esse unserer Stadt in1 Auge hat, ist des öfteren und heute hier noch einmal zum 
Ausdruck gebracht. Aus diesen Überlegungen heraus ist sich auch meine Frak­
tion nach langwierigem Durcharbeiten des ursprünglich vorgelegten Entwick­
lungskonzeptes klar geworden, daß in erster Linie ein Anstoß zu verzeichnen 
war I daß dieser Anstoß sicherlich durch die Materie aber auch durch die lang-
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fristige Zielplanung bedingt nie vollständig _sein kann. Ich glaube aber, daß je-
de Art von Arbeit in erster Linie einmal einen Beginn darstellen sollte, nicht 
das Ende. Wir alle miteinander wissen und das ist auch durch die Aussage des 
Herrn Bürgermeisters bekräftigt worden, daß das Konzept als solches immer 
wieder ausbaufähig sein muß, immer wieder zu überplanen, zu überdenken, zu 
ergänzen sein wird, um. den Realitäten unserer Stadt jeweils Rechnung tragen 
zu wollen. Alle diese Überlegungen waren der Grundtenor der Haltung meiner 
Fraktion zum. Entwicklungskonzept der Sta,dt Steyr. Innerhalb des Konzeptes 
besteht die Möglichkeit, durch entsprechendes Streben nach Vergrößerung, 
nach Aufwärtsentwicklung, nach der Schaffung von neuen Arbeitsplätzen, aber, 
die Betonung liegt auch darauf, auch der Sicherung der bestehenden Arbeits­
plätze gerecht zu werden. Dieses Konzept, das der Herr Bürgermeister vor­
gelegt hat, weist verschiedenste Detailvorschläge aus und ich gestatte mir, ein 
bißchen ins Detail einzugehen, um meine Betrachtungen nicht zu allgemein zu 
halten •. Die Detailvorschläge befassen sich sicherlich - wie könnte es von der 
Natur der Sache heraus gesehen anders sein - in erster Linie um die Bemühung, 
Hilfeleistungen bei übergeordneten Stellen, Bund, Land, Interessenvertretungen, 
Unternehmungen, zu erhalten. Bei all diesen Bemühungen darf allerdings eines 
nicht übersehen und vergessen werden, daß und es ist bewiesen, in der Vergan­
genheit in der Geschichte unserer Stadt, daß in erster Linie aber auch die Ini­
tiativen und die beginnende Arbeit von der Stadt selbst auszugehen hat, von den 
Planung~n, Überlegungen und Beschlüssen hier herinnen in diesem Gremium. 
Wenn nun die Fraktionen zur Stellungnahme zur Bürgermeistervorlage eingela­
den wurden, so sind wir dieser Stellungnahme und dieser Einladung nachgekom­
men. Wir haben unsere Vorstellungen, unsere Abänderungen oder unsere ande­
ren Gedanken schriftlich zu Papier gebracht. Es ist auch bei der letzten Frak­
tionsobmännerbesprechung erklärt worden und ich kann nicht umhin, das hier 
festzuhalten, daß auch eine gemeinsame Redaktionssitzung über das Entwicklungs­
konzept erfolgen sollte. Ich vermisse diese gemeinsame Redaktionssitzung, viel­
leicht unter einem gewissen Zeitdruck verursacht. Aber bei genauer Durchsicht 
des heute zur Beschlußfassung anliegenden Konzeptes kann festgehalten werden, 
daß sich in einigen wesentlichen Punkten die Änderungsvorschläge meiner Frak­
tion auch hier verwirklicht sehen. Daß sicherlich über verschiedene Ziele und 
über verschiedene Wege man geteilter Meinung sein kann, das liegt in der Natur 
der Sache begründet. Aus dem Gedanken heraus, verschiedene Wege für ein ge­
meinsames Ziel zu haben, aus diesen Gedanken heraus unterstützen wir auch 
dieses Entwicklungskonzept. Ich muß allerdings festhalten, daß eigentlich ein 
Konzept unter Umständen nicht in jedem, aber in manchen Punkten Alternativen 
bieten sollte, wo auch der vom Konzept und seiner Ausführung direkt Betroffe-
ne, also der Bürger unserer Stadt, vorher ein gewisses Mitspracherecht haben 
sollte. Es ist heute hier die offizielle Beschlußfassung. Vielleicht ist dadurch 
bedingt auch nicht eine Gemeindeversammlung, eine Bürgerversammlung, Stadt­
teilgespräche usw. diesbezüglich in die Wege geleitet worden. Vielleicht aber 
nun, sehr geehrte Damen und Herren, einige Überlegungen meiner Fraktion zum 
vorliegenden Konzept. Ich möchte hier festhalten, daß und da darf ich Sie viel­
leicht bitten die Aufmerksamkeit auf die Verbesserung der Verkehrsverhältnis-• se zu lenken man über den forcierten Ausbau unseres gesamten Straßenverkehrs-• 
netzes sicherlich geteilter Meinung sein kann. Ich glaube aber, daß der Ausbau 
einer Straßentrasse in Richtung Westen uns vordringlicher erscheint, auch leich­
ter realisierbar, als z. B. die Anschlußstücke in das Bundesland Niederöster-
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reich, denn damit in Verbindung mit dieser. Überlegung stehen auch die An­
schlüsse letztlich Voralpenbundesstraße, Pyhrnautobahn, die unseren eigenen 
Verkehrsnerv und gleichzeitig aber auch die Zubringer zu unserer Stadt aus 
dieser Region in erster Linie treffen. \Venn wir von Verkehr reden, darf man 
nicht in den Fehler verfallen, grundsätzlich nur den Straßenverkehr im Auge 
zu behalten. Genauso ist auch für den Lebensnerv unserer Stadt, für ihre In­
dustrie, für Ihre \Virtschaft aber auch für die hier ansässige Bevölkerung ein 
forcierter Ausbau des Schienenverkehrsnetzes, also der Eisenbahnverbindun­
gen, vonnöten. Es ist gefordert. Die Vorstellungen unserer Fraktion aller-
dings gehen diesbezüglich in den Forderungen etwas weiter. \Vir glauben, daß 
es unbedingt nohvendig sein müßte, die Eisenbahnverbindungen aus den1 Bereich 
St. Valentin über Steyr nach Garsten zweigleisig auszubauen, denn gerade auf 
dieser Strecke bewahrheitet und beweist ·es sich tagtäglich, daß durch die ein­
gleisige Verbindung die Verkehrsabgeschlos:isenheit unserer Stadt aber auch der 
'Wirtschaft letztlich doch gegeben ist, daß also unter diesen Umständen, u1n auch 
unserer \Virtschaft und der heimischen Industrie einen rascheren Anschluß an 
das \Vestbalu1netz und einen verkehrsgünstigen Anschluß an das \Vestbahnnetz zu 
ermöglichen, es unbedingt notwendig l1ätte sein sollen, hier auch die Forderung 
klar zum Ausdruck zu bringen, der Ausbau dieser Teilstrecke sei zweigleisig 
zu forcieren. \Venn nun das Bemühen u1n die wirtschaftliche Situation vorwie­
gend um den Hauptwirtschaftsträger, sprich die Steyr- Werke, anerkannt wird, 
dann darf inan dabei nicht übersehen - das ist auch im Entwicklungskonzept an­
derweitig zmn Ausdruck gebracht - daß man auch daran gehen sollte, jene Wirt­
schaftsbereiche der nichtmetallverarbeitenden Branche einer größeren Forcie­
rung zu unterziehen. Es ist zmn Teil geschehen. Ich verweise aber daraufhin, 
daß gerade in unserem unmittelbaren Bereich vor einiger Zeit aus Umständen, 
die uns allen bekannt sind, eine n1etallverarbeitende Firma praktisch den Betrieb 
einstellen 1nußte, daß sie jetzt wieder mit Versuchen unter anderer Führung be­
ginnt, daß aber auch gleichzeitig ursprünglich gemeint war, in jenem Areal ei­
nen Teil der Steyr- \Verke endgültig zu situieren. Nachdem in diesem Konzept 
die Firma auch wortwörtlich genannt ist, darf ich mich darauf beziehen, daß es 
gerade u1n die Firma Riha und deren Nachfolge in erster Linie geht. Daß man 
hier versuchen sollte, auch von Seiten der Stadt alles zu unternehmen, un1 dort 
die Sicherung der Arbeitsplätze und wenn das dann geschehen ist unter Umstän­
den auch eine Enveiterung dieser Firma in die Wege zu leiten. Es bestehen kon­
krete Vorstellungen und soviel mir bekannt ist, sind hier herinnen bereits ent­
sprechende Gespräche geführt worden. Hier ist auch eine Möglichkeit für die 
Stadt Steyr in ihrer Gesamtheit gegeben, auch im Sinne des Entwicklungskonzep_­
tes dabei unterstützend tätig sein zu können. Vielleicht noch eine Firma, die in 
früherer Zeit in der Stadt Steyr sehr reich tätig war, sicherlich durch die Natur 
bedingt jetzt etwas weniger Tatkraft entwickeln kann. Es handelt sich um die Si­
cherung des Bestandes der EK\iV. Hilfsmaßnahmen hätten eigentlich für diese 
Firma früher erfolgen sollen, denn in der Zwischenzeit, das ist uns allen be­
kannt, ist eine Kapital- und Personalreduzierung eingetreten. Das soll nicht 
heißen, daß man nun die EKW-AG nicht wiederum im entsprechenden Ausmaß 
wieder wird aufleben lassen können. Aber auch hier muß von Seiten der Stadt 
Steyr selbst einiges unternommen werden, um die Arbeitsplätze, die sicherlich 
nicht auf den Bereich der Stadt Steyr allein beschränkt sind, sondern für die Um­
landregion zielbar sind, etwas getan werden könnte. Noch einige we~~ere Be­
merkungen und hier spielt vielleicht wieder mein Beruf mit hinein. Uberörtli-
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ehe Einrichtungen des Bundes, Bau, Ausbau-mittlerer, höherer Lehranstalten 
sind im vorliegenden Entwicklungskonzept gefordert. Man darf dabei eines nicht 
übersehen. Die Stadt Steyr hat sich bereits als Schulstadt deklariert und ist 
auch als solche bekannt. Daß aber nur mehr über die bestehenden Schulen hin­
aus geringfügig eine Ausweitung wird möglich sein können, dessen sind sich hier 
viele von uns sicher. Der Ausbau einer höheren Lehranstalt ist etwas anderes 
und leichter zu forcieren, als wie der Bau. ·wenn wir schon eine Höhere Lehr­
anstalt ausbauen wollen, dann denken wir alle miteinander an diese im1ner wie­
der geforderte, von allen Stellen geforderte und an den Bund zig Mal herange­
tragene Überlegung, doch die HTL Steyr auszubauen. Vielleicht hilft dieses 
Konzept. Vielleicht hilft der Inhalt dieses Konzeptes mit, den lang versproche­
nen Bau dieser Anstalt auch endlich zu realisieren. Aber, und hier bleibe ich 
vielleicht auf dem Boden der Realität, deriken wir bitte daran und hier spreche 
ich namens verschiedener Eltern, daß man heutzutage durch den Bau mittlerer, 
höherer Schulen eigentlich im Bezug auf die technische Ausrichtung man wenig 
Möglichkeiten hat, Mädchen unterzubringen. Hier sind Forderungen zum Teil 
bereits erhoben und zum Teil auch bereits in konkreterem Gesprächsstadium, 
nach der Errichtung der höheren Lehranstalt für wirtschaftliche Frauenberufe 
aber und das sei hier nicht verschwiegen, eine Forderung, die nichts oder fast 
nichts kostet, die aber der Situation unserer schulabgehenden Mädchen entsprä­
che, die Errichtung des Zweiges eines wirtschaftskundlichen Realgymnasiums 
für lVIädchen im Bereich des Realgymnasiums Steyr. Hier ist nur der Einfluß der 
Stadt Steyr vonnöten. Hier ist nur die konkrete Forderung dafür vonnöten, finan­
zielle Mittel nicht. Soweit mir bekannt ist, würde auch damit in Verbindung ge­
bracht sich erstens die Schule, die Lehrer, die Eltern und ich hoffe auch durch 
entsprechend zielgerichtete Verhandlungen das zuständige Ministerium dafür 
einverstanden erklären. War~m ich das sage, möge bitte - heute ist Gelegenheit 
dazu - sehr leicht erklärt werden. Die hier anwesenden Damen mögen mir dar­
über nicht sehr böse sein, aber gerade die technische Richtung ist für 1\/Iädchen 
nicht immer gegeben. Wirtschaftskunclliches Realgymnasium ist ausgerichtet auf 
Matura, ist ausgerichtet aber auch auf frauenpraktische Berufsarbeit. Die IvTäd­
chen, die aus den Hauptschulen in erster Linie abgehen und eine höhere Schule 
besuchen wollen, und ich glaube der hier anwesende Bezirksschulinspektor wird 
es mir bestätigen, haben unter Umständen ein gewisses Plus zu verzeichnen, 
wenn n1an diesen Zweig schaffen würde. Daher ausgebreitet diese Forderung 
hier. Ich bitte auch, sich mit den entsprechenden Stellen diesbezüglich ins Ein­
vernehmen setzen zu wollen. Wenn wir nun vielleicht von der Schule weggehen 
und hier seien mir - ich bin aufgefordert worden durch den Herrn Bürgermei­
·ster - einige kritische Bemerkungen zu manchen anderen Dingen gestattet. Viel­
leicht auch dahingehend kritisch vermerkt, daß man - und ich komme wieder 
auf die eingangs geschilderten Verkehrsprobleme zurück - Verkehrsprobleme 
wird auch lösen müssen innerhalb unseres sogenannten innerstädtischen Ver­
kehrsringes. Der Ausbau des Verkehrsringes, der Endausbau ist voranzutrei­
ben. Das ist auch im Konzept enthalten. Aber mit diesem Ausbau erhebt meine 
Fraktion immer wiederum die Forderung, inkludiert den Brückenneubau, die 
Erstellung eines zeitgerechten Verkehrskonzeptes für unsere Stadt selbst. Nicht 
aber den jeweiligen entwicklungsmäßig sich ergebenden l\1öglichkeiten und Not­
wendigkeiten angepaßt. Ich glaube, hier wäre auch ein Konzept, ein langfristi­
ges Konzept bereits vonnöten. Denn dann könnte man allen unseren Bürgern sa­
gen, so wird es wahrscheinlich sein, wobei nicht ausgeschlossen und ausge-
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schaltet ist das entsprechende Mitspracherecht unserer gesamten Bevölkerung 
diesbezüglich innerhalb der Stadt Steyr. Wenn ich nun zu Kritiken kon1me. dann 
ver1nisse ich eine erhobene Forderung meiner Fraktion im vorgelegten Konzept. 
Es dreht sich nicht darum, kommerzielle politische Plakatwerbung einzuschrän­
ken, es dreht sich nicht einzig und allein darum, Veranstaltungsprogramme der 
Fremdenverkchrsverbänclegemeinschaft in _die Wege zu leiten und zu erstellen. 
Ich glaube, es würde sich auch darum drehen, in erster Linie eine ständige Kul­
tureinrichtung zu schaffen, sei es auf musikalischem oder andere1n künstleri­
schem Gebiet. Die Räumlichkeiten dazu wären vonnöten und es wäre dies eine 
echte kulturelle Leistung unserer Stadt Steyr auch im Rahmen der Enhvicklung. 
vieJleicht auch iln Rahmen unserer künstlerischen Entwicklung. Vielleicht auch 
zielgerichtet diese Forderung auch dahingehend erhoben, daß uns die bevorste­
hende Tausendjahrfeier alle Möglichkeiten dafür a priori bietet. Wenn wir nun 
zmn technischen Detail des Konzeptrealisierens kommen, dann darf ich auf ei­
nige Punkte hinweisen, die uns nicht 100 o/oig zusagen. Vielleicht dieser Punkt, 
daß die Einführung von Informationstagen ja sowieso erstens gefordert wird in 
den verschiedenen Statutenreformvorschlägen, daß aber diese Informationen der 
Bürger unserer Stadt durch periodisch abzuhaltende Stadtteilgespräche stattfin­
den sollen, das ,var unsere Vorstellung. Denn gerade gezielte Probleme eines 
Stadtteiles ·werden auch von den Bürgern dieses Stadtteiles ,vesentlich eher und 
wesentlich genauer überlegt, geplant und auch letztlich beratend beschlossen 
werden, als wie jene, die den gesamten Kreis der Stadt Steyr betreffen. Man 
n1üßte das Interesse der Bürger, das sich in erster Linie auf die von ihnen be­
,ivohnten Stadtteile erstreckt, gezielter fördern und dazu waren unsere Überle­
gungen der periodisch abzuhaltenden Stadttei1gespräche eingebracht. Dasselbe 
gilt nun für jene Gren1ien, die in erster Linie zur Realisierung dieses Entwick­
lungskonzeptes - es steht hier Aktionsprogramm - herantreten oder eintreten 
so1lten. Im vorliegenden Vorschlag ist für das Komitee geplant das Magistrats­
präsidium erweitert um Fraktionsvorsitzende als beratende Mitglieder usw. 
vVir waren der lVIeinung. daß jenes Komitee eigentlich vergrößert gehört. Ver­
größert zun1indestens um jenen Personenkreis, der sich die ganze Zeit schon 
mit gewissen Planungen unserer Stadt Gedanken macht. Dieser Personenkreis 
ist der bekannte Präsidial-Planungsausschuß, den man dann erweitern könnte. 
Man könnte hier mehrere Sprichworte einbringen. Wenn ein Sprichwort wäre. 
das dann hieß oder tonangebend wäre, das da heißt "viele Köche verderben den 
Brei11

• dann würde unter Umständen das Magistratspräsidium als kleiner Perso­
nenkreis als geringe Kochzahl ausreichend sein. Aber man soll nicht glauben. 
daß gerade jener kleine Personenkreis, wie hier iln Aktionsprogramm vorge­
schlagen, alles wissen kann, alles überdenken, alles planen kann, alle immer 
wieder neue Ideen gebärend. Daher unsere Vorstellung nach zumindestens Er­
weiterung jenes Komitees auf den Personenkreis des Präsidialplanungsausschus­
ses und vergrößert und dementsprechend erweitert in dem Entwicklungsprogramm 
hervorgebracht. 
Es gibt darüber und das sagte ich eingangs. sicherlich verschiedene Wege für ein 
gen1einsamen Ziel. Es gibt auch verschiedene Überlegungen, wie weit nun ein 
Konzept realisierbar sein wird. Aber das muß man festhalten: In erster Linie 
ist es einmal nob\'endig, nach einem Konzept vorzugehen. Dieses vorliegende. 
von Herrn Bürgermeister heute zum Antrag erhobene Konzept. beinhaltet zum 
geringeren Teil allerdings die Änderungsvorschläge meiner Fraktion. Das sagt 
aber nun nicht aus, daß man sich dagegen stellt, denn das Gemeinsame, gerade 
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für die Entwicldung der Stadt und ihrer Bürger in erster Linie Maßgebende, soll 
Richtschnur für unsere Haltungen zum Konzeptbeschluß darstellen. Wir wollen 
auch versuchen, in allen jenen Gremien, die dann zur Realisierung dieses Kon­
zeptes schreiten, in1 gegebenen Zeitpunkt unsere Vorschläge, unsere Vorstel­
lungen erheben. Wir bitten Sie jetzt schon dazu um Ihre entsprechende Zustim-
1nung. Warum? Denn auch diese Überlegungen sind dann getragen von einem Ge­
danken, die Stadt Steyr größer. schöner und lebenswerter zu machen. Diese 
Überlegung ist bar jeglicher ldeinlicher politischer Denkweise. vVie ich aus die­
sen Darstellungen nochmals resünüeren darf, gebe ich hiermit offiziell die Zu­
stimmung meiner Fraktion zum heute hier zum Antrag erhobenen Konzept ab. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke für diesen Beitrag. Als Nächst~r hat sich gemeldet Gemeinderat 
Fuchs. 

GE1\/IEINDERAT ERNST FUCHS: 
\Vertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Mit Genugtuung nehmen wir heute zur Kenntnis und erklären uns zu kooperativen 
Handlungen bereit, daß bei dieser GR-Sitzung der Beginn dafür gesetzt wird, daß 
sich die Verantwortlichen der Stadt Steyr mit Alternativkonzepten und Aktions­
programmen um die Zukunft dieser Stadt und dessen Umland sorgen. Am 23. 9. 
1976 wurde durch Herrn Bürgermeister mit der Erstvorlage eines Entwurfes, 

das sich Entwicklungskonzept der Stadt Steyr und deren Umlandregion nannte, der 
Ge1neinderat erstmals offiziell mit der z. B. von uns seit Jahren auch antraglich 
unterstützten Forderung nach langfristigen Planungskonzepten konfrontiert. vVir 
begrüßen daher diese Initiative und hoffen, daß diese nicht zu spät gestartet wor­
den ist. Die Sorge um die sehr unterschiedliche Entwicklung des 3. oö. Zentral­
raumes Steyr haben wir Freiheitlichen bereits vor Jahren geäußert und mehrmals 
akkordierte Aktionen des gesamten Gemeinderates verlangt. \.Vir haben mittel­
und langfristige Konzepte verlangt, weil wir Steyrer offensichtlich Gefahr laufen, 
daß uns der Linzer und \Velser und unter Umständen auch der Ennser Raum ent­
wicklungsmäßig davonlaufen und weil wir leider vo1n oö. Raumordnungsbeirat, 
Steyr betreffend, so gut wie gar nichts gehört haben, außer, daß man den Räumen 
Wels und Linz und Enns alles gewähren will und den Steyrer Regionalraum so gut 
wie ignoriert hat. Diese Tatsache erfordert von uns konzentrierte und koordinier­
te Gesamtaktionen, die dann Gewicht erhalten, wenn der gesamte Gemeinderat zu 
einhelligen Auffassungen über die Entwicldungsplanung Steyrs gelangt. Bei jeder 
Budgetsitzung haben wir Ihnen die sich abzeichnende Negativentwicklung deutlich 

· vor Augen geführt und vor weiteren wirtschaftlichen und verkehrsmäßigen Stag­
nationen gewarnt. Ein im Jahr 1975 von uns abgefaßter Resolutionsentwurf, als 
Gesamtvorlage des Gemeinderates an Land und Bund gedacht, wurde bedauerli­
cherweise von Herrn Bürgern1eister damals zmninclest nicht zur Kenntnis ge­
nommen. Bedauerlicherweise wurde auch ein Antrag unserer Fraktion vom 13. 
12. 1973 bei der darauffolgenden GR-Sitzung am 31. 1. 1974 von der 1\/Iehrheits­
fraktion abgelehnt. Dieser Antrag 1nit folgendem Wortlaut hat nur die Zustim­
mung der ÖVP- und natürlich unserer Fraktion gefunden. Ich erlaube mir, aus 
dem. GR-Protokoll vom 13. 12. 1973, Seite 261, zu zitieren: Der Gemeinderat 
wolle beschließen, ab dem Rechnungsjahr 1974 alles zu versuchen, damit die an­
geführten negativen Erscheinungen Stcyrs, Stagnieren der Wirtschaft, Struktur­
schwächen ·usw. sich nicht weiter verschlechtern sondern verbessern. Durch eine 
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generelle Bestandsaufnahme sollen die Pla11ungsvoraussetzungen getroffen wer­
den, die eine um.fassende Stadt- und Regionalplanung garantieren. Außerdem 
soll durch den Finanz- und Rechtsausschuß ünter Beiziehung von Experten aus 
Finanz- und \1/irtschaftskreisen ein mittel- und langfristiges Budgetkonzept mit 
katalogisierter Übersicht der Investitionsprioritäten erarbeit~t werden und dem 

Gemeinderat zur Begutachtung und Beschlußfassung vorgelegt werden. Gestatten 
Sie mir auch den a1n 31. 1. 1974 vorgelegten Amtsbericht auf diesen Antrag hin 
zu zitieren aus den1 Protokoll der GR-Sitzung von1 31. 1. 1974, Seite 13. Der 
Gemeinderat wolle beschließen, auf Grund des Amtsberichtes erscheint eine for­
n1elle Beschlußfassung über den Antrag der Freiheitlichen Fraktion iln Ge1nein­
derat Steyr von1 13. 12. 1973 betreffend langfristiger Budgetkonzepte vorläufig 
nicht erforderlich. Sie sind also bedauerlicherweise damals einer bereits drin­
gend erkannten Notwendigkeit ausgewichen. Schon vor Jahren und natürlich heu-
te besonders ist erkannt worden und ist bekannt, erstens die auch heute im Amts­
bericht vorgelegte antragfor1nulierte negative Wirtschaftskraft Steyrs. zweitens 
die Strukturschwächen, 3. mangelnde Raum-, Stadt- und Regionalplanung. 4. 
I\IIangelnder Zuwanderungsgewinn Steyrs, der unsere Stadt von 1961 auf 1971 erst 
an 8. Stelle von den 11 größten oö. Gemeinden ausweist und 5. das imn1er schlech 

ter werdende Verhfütnis zwischen eigene1n Steueraufkommen und Bundesertrags­
anteilen. Aber man wollte damals zumindest außer Einzelaktionen keine Gesamt­
aktionen setzen •. \Vir bedauerten dies sehr, sind aber nun froh, daß es dem Ge­
meinderat nun möglich ist, aktiv an einem Aktionsprogramm 1nitzuarbeiten und 
dieses Aktionsprogramm verdient natürlich von unserer Seite aus volle Unter­
stützung. Diese Unterstützung bzw. die Sorge um unseren regionalen Entwick­
lungsabfall haben ja auch andere Gremien geäußert. Als sehr bedeutend n1öchte 
ich die Aktionen der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter des Bezirkes 
Steyr anführen. In einer Resolution haben namhafte Sprecher, darunter auch ein 

., Kollege hier im Gemeinderat, diesen Steyrer Negativtrend mit erschreckender 
Nüchternheit und sehr real abschreckendem Zahlemnaterial so anschaulich dar­
gelegt, daß man tatsächlich in Richtung einer -Verbesserung unserer \1/irtschaft, 
Infrastruktur und Strukturschwächen alles. unternehmen soll, ,vas nur irgendwie 
möglich ist. Hier gehe ich konform zum werten Sprecher zuvor. Herrn Bürger­
n1eister Fritsch. Er hat hier dasselbe betont. Allerdings sollten wir uns vor 
übertriebenem Optilnismus und vor Erwartungen, daß von · außen oder von oben 
allein unsere Sclnvächen behoben werden, hüten. Mit Vorsprachen von Delega­
tionen allein werden Sie vielleicht mit manchen Zusagen rechnen können, die 
sind erfreulicherweise bereits eingelangt, aber den Gesamtnegativtrend damit 
höchstens abbre1nsen können. Es muß in Zukunft mehr geschehen und es wird 
nach dieser Beschlußfassung über diesen Antrag heute einiges Positives hoffent­
lich passieren. Vor allem erwarten wir uns durch das permanent tagende Komi­
tee für Entwicklungsprobleme der Stadt Steyr zwar nicht alles. aber einiges Po­
sitives. Für die Zukunft allerdings wäre folgendes beispielsweise sehr dienlich. 
Die Ausarbeitung eines fundierten \1/erkes einer alle Dimensionen und Strukturen 
unserer Stadt und das Umland betreffenden Vorlage einer analytischen Studie. 
Eine solche Studie kann erst die Grundlage eines Stufenentwicklungsplanes bzw. 
eines Stufenentwicklungskonzeptes für uns sein. Denn das, was uns als Entwick­
lungskonzept vorgelegt wurde, ist ein Aktionsprogramm mit 34 an Land und Bund 

gerichteten Forderungen. Ein fundiertes Entwicklungsmodell für Steyr mit einer 
auf mittlere und längere Sicht aufgebauten und budgetären Festlegung von Gesamt­
und Detailzielen mit Prioritätenzuordnungen ist nur ansa tzmäßig im April 197 4 
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durch Beschluß des Gemeinderates gültig bi.s 1978 entstanden und vorhanden. 
Sie werden uns sicherli eh vielleicht entgegenhalten wollen, daß wir als Gemein­
derat nicht besonderen Einfluß auf den Bau von verbesserten Zufahrtsstraßen, 
auf die S 37, auf den Ausbau des Schienennahverkehrs, etwa Linz - St. Valen-
tin, Steyr - Garsten nehmen können oder vielleicht auf den Vlunsch, der auch 
schon einmal in einer .Informationssitzung vorgetragen wurde, nach einem Schie­
nenring Linz - Wels - Steyr - Linz. Daß wir auch hier nicht Einfluß nehmen könn­

ten, das stimmt aber nicht. Andere Regionen geben uns dafür die besten Beispie­
le, die nach dem Motto "Wer sich mehr wehrt, wird gehört" vorgehen. \Vir sol­
len uns, wenn schon der Titel Entwicklungskonzept für Steyr gewählt wurde, auch 
innerstädtische durch uns selbst zu bewältigende Entwicklungsdetailpläne aufer­
_legen, um das Gesamtkonzept flankierend unterstützen zu können. Dazu gehören 
·nur die Stadt betreffend 1. grundlegende Bestandsaufnahme über die bisherige 
Entwicklung der '~'irtschaft, der Arbeitsplät?e, der Berufsstrukturen, der Ent­
wicklung der Industrie, des Gewerbes, des Handels, des Ausbildungsstandes, 
der Einwohnerentwicklung, der Arbeitspendler von und nach Steyr, zumindestens 
aus den letzten 2 Jahrzehnten und daraus resultierend die Veränderungsentwick­
lung aus diesen letzten 20 - 25 Jahren. 2. Feststellung von Prognosen, die dann 
leicht festgestellt werden können, wenn ein derartiges Grundlagenmaterial vor­
handen ist, wie ich vorhin unter Punkt 1) erwähnte, und zwar sollten sich diese 
Prognosen auf den Istzustand beziehen, also wenn am derzeitigen ·wirtschafts­
und Strukturenverlauf der Stadt Steyr nichts verändert werden würde. Die so of­
fen dargelegten Prognosen der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter, Be­
zirk Steyr, bezüglich des Sinkens der Einwohnerzahl und der rückläufigen Be­
schäftigungstendenz wären in etwa bereits ein Teil zu dieser Prognosenfixierung. 
Die 3. analytische Arbeit wäre die Erarbeitung und Festlegung von Gesamtzielen 
hinsichtlich allgemeiner Strukturenentwicklungen und Verbesserungen der Stadt. 
Diese Zielfindung und Zielfestlegung kann erst dann erfolgen, wenn wirklich alle 
analytischen Enhvicklungsdaten und Prognosen über die Stadt vorhanden sind. 4. 

Sind erst dann Detailziele festzulegen, natürlich auch budgetärer Natur mit Prio­
ritäten. Ein alle Stellen, alle Gremien, alle Persönlichkeiten von Land und Bund 
überzeugendes Stufen-Entwicklungsmodell bzw. Plan wäre dann das anerkannte 
und unwidersprochene Produkt dieser Bemühungen. Herr Bürgermeister, Ihr 
jetzt von Herrn Magistratsdirektor im Amtsbericht neu als Entwurf eines Ent­
wicklungskonzeptes betiteltes Papier wäre, wenn es in der Urfassung vorgelegt 
worden wäre, teilweise als fast utopisch angesehen worden. Wir haben heute von 
einer Idealannahme gesprochen. Sicherlich, jeder wünscht sich die Idealannahme, 
aber nie1nand, der sich ernsthaft mit bevölkerungspolitischen Entwicklungen und 
städtebaulichen Konzeptionen beschäftigt, könnte z. B. die in Ihrer Erstvorlage 
genannten Planungsvorhaben, die Sie heute als Idealfall betitelt haben von 70. 000 
Einwohnern oder die genannte Vermehrung von beinahe 10. 000 Arbeitsplätzen so 
real hinnehmen. 10. 000 zusätzliche Arbeitsplätze in unserem bereits stark ver­
bauten 27 km2 Stadtgebiet würden die Ausweitung von mindestens 200 ha Flächen 
erfordern. Das Planungsziel der Steyrer beispielsweise bis 1990 oder meinetwe­
gen bis zu1n Jahre 2000, 70. 000 Einwohner als Idealfall zu erreichen, ist leider 
grundlageninäßig in Steyr auf Grund dieser Flächenbilanz nicht gegeben. Denn 
samt Folgeeinrichtungen und infrastrukturellen Einrichtungen wären dafür selbst 
bei Hochbauweise mindestens 15 zusätzliche km2 Fläche notwendig. Das wäre 
etwa ein Gebiet so groß wie die auch eng verbaute Stadt Vöcklabruck~ Oder man 
müßte ganz Dietach eingemeinden. Aber wer ist schon für eine Zerschlagung 
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von Gemeinden? Wir nicht. Ein weiteres B~ispiel für diese ursprünglichen An­
nahmen oder Idealvorstellungen. Jetzt besitzt Steyr 40. 000 Einwohner. Um auf 
70. 000 zu kommen, müßte die jährliche Zuwachsrate bis 1990 3, 7 % = 1. 554 Per­
sonen betragen. Ich glaube, auch davon können wir nicht real denken, ich glau­
be, das wäre ein Alptraum. Der Bezirk Steyr-Land weist derzeit 52. 729 Einwoh­
ner auf. Ich glaube kaum, daß jemand den ernsthaften Versuch unternehmen will 
und kann, von diesen 52. 729 Einwohnern 57 % nach Steyr-Stadt umzusiedeln. Das 
wären die 30. 000 notwendigen Bewohner bzw. Einwohner, um eben auf diese 
Tramnzahl, diesen Idealfall zu kommen. Aber im heute zu beschließenden Antrag 
ist ohnehin nichts Ähnliches zu sehen bzw. zu verneh1nen. Ich nehme an, daß un­
sere am 2. 2. 1977 bei der Fraktionsobmännerbesprechung abgegebene Stellung­
nahme auch in dieser Beziehung doch anerkannt wurde und es uns daher heute 
wesentlich leichter fällt, dieses laut Amtsbericht vorliegende realere Konzept 
eines Aktionsprogrammes voll zu unterstützen. Vor allem können wir uneinge­
schränkt den Antrag hinsichtlich der 34 Schritte oder Forderungen die Zustin1-
mung erteilen. \1/ir hoffen, daß der gemeinsa1ne Vorstoß des Ge1neinderates beim 
Herrn Bundeskanzler, bei den Fach1ninistern, beim Herrn Landeshauptmann und 
anderen Persönlichkeiten von Erfolg begleitet werden kann. Zuletzt noch einige 
Anregungen. Wir würden empfehlen, daß sich die heute konstituierenden Gremien, 
Komitees und Delegationen auch bei den Vertretern des oö. Raun1ordnungsbeira­
tes um die Verwirklichung der Steyrer Entwicklungskonzepte und Pläne be1nühen. 
Es ist nämlich nicht unüblich, daß z. B. eine Delegation, eine Steyrer Delegation 
den Raumordnungsbeirat ersucht, bei einer der nächsten Sitzungen des Raumord­
nungsbeirates beizuwohnen, um dort unsere Anliegen gesamtmäßig vortragen zu 
können. Wir könnten uns also dort selbst einladen. Auch das dürfte, glaube ich, 
eine flankierende Positivmaßnahme sein. Eine 2. Anregung wäre, in Wien zu for­
dern, vor allen1 bei Ihren Ihnen nahestehenden Ministern zu fordern, daß die Nah­
verkehrsmilliarden aus der Kfz-Steuer regional gerechter aufgeteilt werden mö­
gen. Nicht nur zun1 größten Teil in Vi/ien für den U-Bahnbau, für den Straßenbahn­
ausbau bzw. für den 0-Buslinienausbau Verwendung finden. 3. Ob es dem Komitee 
für Entwicklungsprobleme der Stadt Steyr, das sich nun bald konstituieren wird, 
allein gelingt, alle auch für Steyr- Umland zu bewältigenden Maßnahmen und 
Probleme in den Griff zu bekommen, ist echt anzuzweifeln. Daher unsere Anre­
gung, so rasch wie möglich zu trachten, einen Planungsverbund Steyr-Stadt mit 
Steyr- Umland zu schaffen, dadurch könnte besser koordiniert und unsere Forde­
rungen wesentlich gewichtiger deponiert werden. Ich wünsche namens der FPÖ­
Fraktion, daß die von allen Rednern vorgebrachten Positivargumente und Anre­
gungen auch auf fruchtbaren Boden fallen mögen und daß die gemeinsamen Vorstö­
ße und Zielplanungen zum Nutzen der Stadt Steyr, der Region Steyr und der be­
troffenen ·Bevölkerung ausfallen werden. Bezüglich der weiteren Entwicklung soll 
die künftige Devise lauten: Nicht Reaktion sondern Aktion soll unser künftiges 
Handeln bestimmen. 
Danke. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke für diesen Beitrag und erteile als nächstem Sprecher Kollegen Treml 
das Wort! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Sehr geehrte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinde-
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rates ! 
Das uns vorliegende Entwicklungskonzept, \vie schon angeführt wurde, hat unser 
··Bürgermeister Weiss am 23. 9. des Vorjahres uns Gemeinderäten vorgelegt und 
hat es ordnungsgemäß eingebracht und auch schon in der letzten Informationssit­
zung kam es zu einer ausführlichen Diskussion darüber. Schon bei der Informa­
tionssitzung am 13. 1., glaube ich, zeigte ~ich, daß alle Parteien, die im Ge­
meinderat Steyr vertreten sind, einig sind. Die Entwicklung und Zukunft von 
Steyr und deren Urnlandregion bzw. Gemeinden kann nicht darin liegen, daß die 
Stadt Steyr und der Bezirk Steyr von einem traditionellen Gevverbe- und Indu­
striegebiet zu einem Dienstleistungs- und Schlafgebiet für den oö. Zentralraum 
Linz und Wels wird. Daß Steyr heute eine Außenseiterrolle im Zentralraum OÖ. 
spielt, daran ist nicht allein die verkehrsmäßige Abgeschlossenheit schuld, viel­
mehr ist schuld, daß man den1 Druck deq Steyrer Werkskonzerns. keine Werks­
ansiedlung im Raum Steyr zuzulassen, seitens der Mehrheitsfraktion bzw. ihrer 
ehemaligen Repräsentanten erlegen ist. Abeir auch die derzeitigen Abgeordneten 
Steyrs im Nationalrat sowie iln OÖ. Landtag haben zwar in der letzten Zeit eini­
ge Male von der verkehrsmäßigen Benachteiligung der Stadt Steyr sowie des Enns­
und Steyrtales gesprochen. Aber. meine Damen und Herren des Gemeinderates. 
eine Tat oder eine Aktion wurde weder von den SPÖ- noch von den ÖVP-Abgeord­
neten gesetzt. Als Sprecher der Komm. Partei unterstütze ich alle 1\1aßnahmen, 
die zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse führen. Dazu gehört die rasche 
Inangriffnahme und der Bau der Schnellstraße S 37. der Ausbau der Voralpen- und 
der Eisenbundesstraße sowie der weitere Ausbau des städt. Verkehrsnetzes und 
die bereits von Bautenminister Moser zugesagte Inangriffnahme der Märzenkel­
lerumfahrung im Stadtgebiet. Meine Damen und Herren des Gemeinderates! Das 
Hauptproblem liegt jedoch nach Meinung der Kommunistischen Partei in der Si­
cherung der bestehenden Arbeitsplätze und für die Zukunft die Schaffung neuer 
Betriebe und neuer Arbeitsplätze. Die Arbeitsmarktsituation im Bezirk Steyr ist 
dadurch gekennzeichnet, daß die Zahl der Arbeitsplätze in den letzten 5 Jahren 
kaum zugenon1men hat, ja die Zahl der Betriebe in den Umlandgen1einden ist so­
gar zurückgegangen trotz jahrelanger Hochkonjunktur. Während in der Stadt Steyr 
selbst in den letzten 5 Jahren die Arbeitsplätze um rund 500 zugenommen haben, 
sieht die Entwicklung im Bezirk folgendermaßen aus: In1 Jahre 1972 gab es noch 
1. 861 Betriebe mit insgesamt 27. 076 Arbeitern und Angestellten. Aber im Jahre 
1976, also im Vorjahr, war schon die Anzahl der Betriebe um fast 100, also ge­
nauer gesagt 299, auf 1. 762 abgesunken und die Zahl der Beschäftigten lag mit 
27. 238 nur um eine Kleinigkeit über dem Stand von 1972, zu welchem Zeitpunkt 
die Zahl der Arbeitsplätze 27. 046 betragen hat. Daß es sich bei diesem geringen 
Zuwachs in Wirklichkeit um ein beträchtliches Zurückbleiben hinter den Erfor­
dernissen handelt, geht daraus hervor, daß, um alle Arbeitskräfte unterzu­
bringen, in OÖ. jährlich rund 8. 000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden 
müßten. Es liecrt klar auf der Hand, daß ein relativ großer Anteil davon auch auf 

b 

die Stadt Steyr und deren Umlandregion entfallen n1üßte. Daher wird sich in ganz 
Oberösterreich und vor allem auch in der Stadt Steyr sowie im Bezirk die Situa­
tion auf dem Arbeitsmarkt schon in nächster Zeit zuspitzen. Vor einigen Tagen 
wurde ün Bericht des Landesarbeitsamtes festgestellt, daß sich in der Metall­
branche des Raumes Steyr größere Veränderungen ergaben und sich durch Per­
sonalabbau die Arbeitsplätze weiter verringert haben. Vvir wissen auch, daß in 
den nächsten Jahren viele junge Menschen in den Arbeitsprozeß eingegliedert 
werden müssen und dem gegenüber steht, daß durch Rationalisierungsmaßnah-

- 21 -



men und Betriebsstillegungen bzw. Einschränkungen Arbeitsplätze verloren ge­
hen. Priorität ist daher bei allen Überlegungen, die wir anstellen, die Sicherung 
der bestehenden Arbeitsplätze und für die weitere Entwicklung die Schaffung neu­
er Arbeitsplätze durch Betriebsgründungen und durch die Erweiterung der be­
reits bestehenden Betriebe, vor allem in den Steyr- ·werken. vVir verfügen über 
eine traditionsreiche Arbeiterschaft, die im Fahrzeugbau und Maschinenbau be­
stens qualifiziert ist und die heute schon dazu beiträgt, daß die großen Steyr­
vVerke 1nit dein zweitgrößten Steyrer Betrieb, der GFM, auch der harten inter­
nationalen Konkurrenz begegnen können. Die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Beziehungen und der Kooperationen mit den sozialistischen Ländern ist dabei, 
wie sich in den Jahren 197 5 und 197 6 zeigte. eine wichtige Stütze für die Be­
schäftigung in und mn Steyr. Nun. meine };amen und Herren des Gemeindera-
tes zur Frage einer eigenen österreichischen Pkw-Produktion. Ich hätte diese 
Frage an1 13. 1. schon gestellt, als zu uns die beiden Vertreter der Steyr-Wer­
ke/ Generaldirektor-Stellvertreter Dipl. Ing. Feichtinger sowie auch der Vor­
standsdirektor Herzig hier im Gen1einderat anwesend waren und es wäre sicher­
lich interessant gewesen, ,:velche Haltung diese führenden 1\/Iänner dieses großen 
Betriebes zu dieser Frage gehabt hätten. Aber leider wir waren offenbar in sehr 
großer Zeitnot und es gab zu diesen Fragen bzw. zu den Ausführungen keine Dis­
kussion. Aber, 111.eine Damen und Herren, wie Sie sicher wissen, wurde die Fir­
ma Porsche durch den ÖIAG-Chef Geist beauftragt, ein entsprechendes Gutach­
ten auszuarbeiten und auch der Zentralbetriebsrat der Steyr-Vverke hat sich in 
seiner letzten Sitzung am 23. 11. 1976 mit diesem Problem eingehend beschäf­
tigt und eine Resolution an Bundeskanzler Kreisl<y, Vizekanzler Androsch, Mi­
nister Staribacher und an die Generaldirektion der Steyr-Vi'erke abgesandt. In 
dieser Resolution wird hingewiesen, daß die Arbeitnehmer der Steyr-Werke an 
diesem Projekt bzw. dieser Pkw-Produktion mitarbeiten wollen. Die Produktion 

- von Pkws wäre auf dem Areal des Ni- "\1/erkes in Herzograd in Niederösterreich 
gegeben, allerdings heißt es in der Resolution einschränkend weiter, wir hielten 
es für zweckmäßig, wenn bei der Namensgebung der Begriff Steyr aufscheint, 
gleich welche Kombination immer berücksichtigt würde, da dieser Name auf dem 
Auto- bzw. Fahrzeugmarkt sowohl im In- und Ausland ein Qualitätsbegriff ist, so­
daß uns auch von der Sicht des Absatzes her eine Mitbeteiligung von Steyr als 
zielführend schiene. Die Kon1m. Partei war als einzige Partei seit dem Jahre 
1945 für eine eigene Pkw-Produktion in Steyr eingetreten. In den 50iger Jahren 
wurde im Hauptwerk ein Prototyp entwickelt und vom Einfahrer Koll. Gustl Tun­
ko sowie vom Techniker Ing. Dienelt einem harten Test unterzogen und für 
produktionsreif erklärt. Aber dieser Prototyp wurde der Öffentlichkeit nie vor­
gestellt und verschv:..rand in den Kellerräumen des Hauptwerkes, da die Amerika­
ner an einer eigenen österreichischen nationalen Pkw-Produktion aus Konkurrenz-

. gründen nicht interessiert waren. Im Entwicklungskonzept der Stadt Steyr müßte 
auch die Stellung des Gemeinderates zu der geplanten eigenen österreichischen 
Pkw-Produktion und des Standortes einen Niederschlag finden. Allerdings müssen 
wir bei diesem Konzept die Strukturschwächen in und um Steyr einbeziehen. Es . 
müßten meiner 1\/Ieinung nach jetzt schon Überlegungen angestellt werden, wie 
sich der Gemeinderat der Stadt Steyr einschalten könnte, um diese eminent wich­
tige Frage voranzutreiben. Es ist 1nir und meiner Partei natürlich klar. daß die 
Einflußnahme auf Privatbetriebe und die Industrie in1 derzeitigen kapitalistischen 
Wirtschaftssystem durch die öffentliche Hand und die Beschäftigten schwer mög­
lich ist bzw. durchzusetzen ist. Dies zeigen uns einige Beispiele im Bezirk Steyr• 
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Aus Konkurrenzgründen war die Messer- Ul'ld Besteckindustrie, Firma Hack . J 

gezwungen zu rationalisieren und den Beschäftigungsstand seit 1960 von 385 
Arbeitern und Angestellten auf ca. 60 zu verringern oder wegzurationalisie­
ren. Die Besteckfabrik Neuzeughamrner wurde gesperrt und rund 160 Arbeiter 
und Angestellte verloren ihren Arbeitsplatz. Durch die Etablierung einer neuen 
Firma konnten nur mehr 60 Ersatzarbeitsplätze geschaffen werden. Auch bei 
dem Mittelbetrieb, der heute angezogen wurde Euromarketing Riha, ein Zweig­
betrieb eines verstaatlichten Betriebes, gab es noch vor wenigen Jahren 340 
Arbeitsplätze und jetzt durch die Neugründung einer Firma nur mehr 70 Be­
schäftigte. 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! Bekanntlich wollten die Steyr-
,ve rke im Frühjahr 1976 ihren Zweigbetrieb in Letten stillegen. Die dortige 
Bohrererzeugung in diesem ,verk wurde eingestellt und die Betriebseinrichtun­
gen an eine Firma in der Steiermark abgestoßen. Nur durch ein gemeinsames 
Auftreten der Gemeinde Sierning, unter Bürgermeister Josef Breurather und 
des gesamten Arbeiterbetriebsrates der Steyr- \1/erke einschließlich auch des 
Kommunisten Mascher, konnte die Stillegung dieses wichtigen Betriebes der 
Gemeinde Sierning verhindert werden. Daher ist meiner IVIeinung nach die For­
derung im Konzept besonders zu unterstützen, dort wo strukturbedingt unver­
meidlich Betriebe eingeschränkt oder stillgelegt werden, sind vorher geeignete 
Ersatzarbeitsplätze zu schaffen. Dabei allerdings wäre auch ein echtes Kontroll­
und Mitbestimmungsrecht der Gemeinde und der Beschäftigten bei der Lösung al­
ler Strukturfragen der Wirtschaft zu verlangen und auch durchzusetzen. Obwohl 
die gegenwärtige allgemeine \1/irtschaftssituation durch gute Auftragslage, Stei­
gerung der Produktivität und Produktion gekennzeichnet ist, hält in einigen Be­
trieben des Bezirkes Steyr der Druck auf den Arbeitsplatz an. Schwierigkeiten, 
wie Sie wissen, gibt es bei Telefunken, die ein Fünftel der Beschäftigten befri­
stet auf 2 1\/Ionate abgebaut haben, Absatzschwierigkeiten gibt es im \Välzlager­
werk mit seinen 1. 800 Beschäftigten, wie dies der Vorstandsdirektor Herzig 
bei der letzten Informationssitzung des Gemeinderates berichtetet und nur Ab­
hilfe geschaffen werden kann, wie er ausführte, durch die derzeitige Möglichkeit 
von Überstellungen ins Hauptwerk. Diese Beispiele unterstreichen die ün Ent­
wicklungskonzept angeführte ernste Situation der Sicherung der Arbeitsplätze in 
der Zukunft und damit der weiteren Entwicklung der Stadt Steyr und deren Um­
landregion. Als weiteren Schwerpunkt sehen wir Kommunisten die Lösung der 
Wohnungsfrage in unserer Stadt. Seit Jahren verlangen wir den verstärkten kom­
munalen ·wohnbau mit tragbaren Mieten für die kleinen und mittleren Einkom­
mensbezieher. Seit Jahren verlangt die Kommunistische Partei die stärkere För­
derung des ,vohnungsbaues durch Land und Bund und Gemeinde. Aber dieses Ver­
langen, diese Kritik wurde von der Mehrheit auch des Gemeinderates hier in 
Steyr weitgehend überhört. Nun hat sogar der ·wohnbaureferent der OÖ. Landes­
regierung, der SPÖ-Landesrat Ernst Neuhauser bei seinem letzten Besuch in 
Steyr am 2. 2. selbst festgestellt, ich zitiere wörtlich - trotzdem ich erkrankt 
war und zu diesem Zeitpunkt nicht hier im Rathaus war, hat man doch erfahren, 
was hier gesprochen wurde. Er sagte unter anderem: "Die Stadt Steyr hat, be­
zogen auf die Einwohnerzah.1, die größte Wohnungsnot unter den österr. Städten 
und daher einen echten Nachholbedarf an neu zu errichtenden Vlohnungen". Diese 
richtige Feststellung des ,vohnbaureferenten ist ganz gut und schön aber was hat 
dieser sozialistische Genosse, der verantwortliche SP-Landespolitiker in all den 
letzten Jahren dagegen unternommen? Nur mit der Feststellung, daß wir zurück-
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geblieben sind oder daß wir in Aussicht gestellt bekommen haben. wie der Bür­
germeister einleitend hier berichtet hat, daß wir besondere Förderung in der 
nächsten Zeit bekommen? Meine Damen und Herren, wie wir Gemeinderäte wis­
sen. bewerben sich derzeit rund 2. 000 Steyrer Familien um ~ine Wohnung bei 
der GWG der Stadt Steyr. Bei der Schaffung neuer Arbeitsplätze, die notwendig 
sind, wird eine noch stärkere Nachfrage nach Wohnungen in der Nähe der Pro­
duktionsstätten, nämlich in der Stadt, sein. Daher müßten genaue Pläne über 
den verstärkten Wohnbau und dessen Finanzierung für die nächsten Jahre im 
Entwicklungskonzept aufscheinen. Daher genügt auch nicht die allgemein gehal­
tene Forderung ün Entwicklungskonzept nach mehr Förderungsmitteln. 
Wir Kommunisten sind nach wie vor der Auffassung. man müßte von Bund und 
Land die Wiederaufnahme des sozialen Wohnbaues verlangen. denn der Verzicht 
der SPÖ auf den sozialen Wohnbau und die Durchsetzung des Prinzipes der Ko­
stendeckung führte ja zum grotesken Zustand, daß die Arbeiter und Angestellten 
zwar mit ihren Steuern und Abgaben die Hauptlast des Wohnungsbaues tragen und 
dennoch nur unter größten finanziellen Opfern das Recht auf eine bedürfnisge­
rechte \:Vohnung für sich in .Anspruch neh1nen können. Unter einem sozialen Wohn­
bau verstehen wir die Errichtung von Gem.eindewohnungen 1nit sogenanntem ver­
lorenem Baukapital. Daher ist auf eine Rückzahlung der bereits aus Steuergeldern 
bezahlten Baukosten zu verzichten. Es müßte von1 Bund verlangt werden. daß 
zur Erhöhung der Mittel für den Wohnungsneubau jährlich auch Steuergelder aus 
dein ordentlichen Bundesbudget in der Höhe der \Vohnbauförderungsmittel zuge­
schossen werden. \Veiters müßte man auch die Forderung erheben. daß die ge­
währten Wohnungsbeibilfen und 1\/Iietzinszuschüsse nicht aus den Mitteln für den 
Wohnungsneubau entno1nmen werden, sondern aus allgemeinen Budgetmitteln des 
Bundes und der Länder zu bezahlen sind. Das wären nur einige Anregungen. wie 
man die Wohnungsnot in unserer Stadt schneller und wirksamer mildern könnte. 
Zum Abschluß, meine Damen und Herren des Gemeinderates. kann ich versi­
chern. daß meine Partei alle positiven Maßnahmen. die im Entwicldungskonzept · 
vorgeschlagen werden, voll unterstützen wird und ich als Vertreter der Ko1nm. 
Partei auch bereit bin, im vorgeschlagenen Komitee für Entwicklungsprobleme 
der Stadt Steyr zu1n Wohle vor allem der werktätigen Bevölkerung mitzuarbei­
ten. Ich werde daher auch dem Entwicklungskonzept mein~ Zustimmung geben. 

BÜRGERlVIEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke für diese Stellungnahme. Es hat sich niemand mehr zu Wort gemeldet. 
Ich frage aber der Ordnupg halber, bevor ich Herrn Bürgermeister das Schluß­
wort erteile, ob noch jemand zu diesern Konzept. zu diesem Antrag das Wort 
wünscht? Ich sehe keine Wortmeldung. Herr Bürgermeister darf ich nun um das 
Schlußwort bitten. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates ! 
Die bisherigen Stellungnahmen zum Entwicklungskonzept, so möchte ich es ab­
gekürzt nennen, sagen schon aus, daß wir heute mit einer einstim~ig~n _Be­
schlußfassung rechnen dürfen. Ich betrachte diese Erklärungen, die bis Jetzt 
gemacht wurden, als überaus wertvoll für den Bestand der gemeinsamen Arbeit 
hier im Gemeinderat einerseits aber auch genau so für wertvoll für die weite­
ren Arbeiten, die im Sinne dies~r Rahmenrichtlinien hier noch zu tätigen sein 
werden. Ohne nun auf alle Beiträge im einzelnen einzugehen, erlaube ich mir 
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dennoch, einige Dinge anzuschneiden, die hier in den Diskussionsbeiträgen an­
gezogen wurden. 
Ich beginne der Reihe nach bei Kollegen Fritsch. Es wurde sicherlich seiner­
zeit gesagt, daß eine gemeinsame Redaktion für die Erstellung dieses Konzep­
tes angestrebt wird und es wurde richtigerweise bemerkt, daß der Zeitmangel 

hier zweifellos die Ursache gewesen sein dürfte, daß es dazu nicht in dieser 
For1n gekommen ist. Dennoch kann ich versichern, daß, soweit es möglich war 
und die Gesamtrichtlinien dieses Konzeptes das verkraften konnten, auch die 
Vorschläge der Stellungnahmen mit eingebaut werden konnten und genau das 
liegt auch im Sinne jener Aussage, die ich schon am 23. September machte. In 
der Sache Mitsprache der Bürger in Stadtteil- oder sonstigen Versammlungen 
muß ich doch sagen, daß ich hier einen Unterschied machen möchte. Den Un­
terschied in der Richtung, daß der Bürge·r zunä chst als erste Stufe der Mitver­
antwortung und Mitsprache zunächst die Infoi!'mation benötigt. Diese Information 
kann er erst dann bekomn1en, wenn der Gemeinderat in seiner Gesamtheit als 
Körperschaft jene Entscheidungen, die ihm.kraft der Verantwortung bei Übernah­
me des Mandates übertragen wurden, jene Entscheidungen getroffen hat, um sie 
dem Bürger informativ weitergebe_n zu können. ·womit es ja nicht heißt, daß nun 
Einzelentscheidungen, die auf Grund dieses Konzeptes noch in vielerlei Rich­
tung erforderlich sein werden, davon beeinträchtigt sein können oder werden. 
Ich möchte ohne weiteres bestätigen, daß es eben verschiedene ·wege gibt, die 
bestilnmt werden von den politischen Gesichtspunkten der einzelnen Personen 
und den einzelnen Fraktionen oder Parteien im Ge1neinderat. \Venn es aber ein 
gemeinsames Ziel gibt, dann kann der vVeg krumm oder gerade sein, er führt 
uns am Ende doch zusammen. Das hat sich bei der heutigen Diskussion und beim 
Inhalt der Diskussionen, glaube ich, bewiesen. Wir können uns aber, egal ob 
nun Bürgerversammlungen, Bürgermitverantwortung. Bürgermitsprache, in 
keinem Fall, das möchte ich immer wieder herausstreichen, von unserer über­
tragenen Verantwortung befreien. Wir müssen uns dessen bev.rußt sein, daß die 
Entscheidungen hier im Gemeinderat, die oftmals in viele 1\/Iillionen Schilling 
gehen, von uns getragen werden müssen und von unserer Bereitschaft dafür in 
jeder Hinsicht gerade zu stehen. Dieser Bereitschaft haben ·wir uns bis heute 
nicht entzogen und werden üns künftig auch nicht entziehen können. Hinsichtlich 
der Bemerkungen Straßenbau Richtung Westen bitte ich nur im Konzept auf 
Seite 6, Abs. 1 c nachzuschauen, dort ist diese Straßentrasse erwähnt als eine 
der Varianten, die wir als Steyrer für die Aufschließung von und zur Stadt be­
nötigen. Es ist auch die Eisenbahn erwähnt, Verbesserung des gesamten Ei­
senbahnverkehrs - auch Seite 6, Abs. 1 e. Ein sicherlich sehr bedauerlicher 
Vorgang war die Entscheidung, die Firma Riha Euromarketing zu schließen und 
es wird nunn1ehr in dieser Firma sich eine kleine Gruppe von ehemaligen Be-
diensteten bemühen, den Betrieb weiterzuführen. Aber auf eines möchte ich hier 
doch verweisen und ich entziehe mich dieser Aufgabe nicht. \Vir haben ein Bei­
spiel, daß ein Betrieb oder Betriebsinhaber, der das beste Wollen, den besten 
Willen hatte, den Betrieb nicht nur zu errichten, sondern auszubauen, zu führen, 
Arbeitsplätze zu schaffen, dann zum Untergang verurteilt ist, wenn von Beginn 
an mit einer bedeutenden Unterkapitalisierung in ein solches Risiko eingegangen 

, wird. Bei der Vorsprache der Gesellschafter der neuen Fir1na Riha GesmbH, 
die kürzlich bei mir waren, wurde ihnen gesagt, daß die Stadt Steyr, soweit der 
Geineinderat dann bereit ist, zweifellos in irgendwelche Haftungsüberlegungen 
eintreten wird, wenn das Land OÖ. als Wirtschaftsträger in unserem Bundes-
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land hier in erster Linie den Vorreiter macht, denn die Wirtschaftsförderung 
ist nach der Landesgesetzgebung ein Bestandteil der Landesentscheidungen, was 
uns zweifellos aber nicht entziehen wird der Möglichkeit, die wir nützen sollten, 
wenn es in unseren Möglichkeiten liegt. Das geschieht ja vielfach. Wir werden 
uns danüt noch beschäftigen können. 
Die Angelegenheit Ennskraftwerke Steyr kann ich nur dahingehend erklären, daß 
sich hier sowohl Bund wie Land geeinigt haben, den Betrieb in einer Art Verwal­
tungsgesellschaft zu führen. Die Ausbaustufen an der Enns sind vollendet, die 
Enns ist fertig, das Projekt 1\/Iollner Kraftwerk wurde wieder zurückgestellt und 
ist gegenwärtig überhaupt nicht in Überlegung, sodaß der gesamte Baustab, der 
doch den überwiegenden Teil der Beschäftigten ausgemacht hat, dadurch abge­
wandert ist zu anderen Unternehmungen, zur Donau usw. Vvir bedauern das des­
wegen, weil auch durch die Entscheidung ' der OKA als Landesgesellschaft und 

:1. uch dem. Bund beträchtliche l'v1ittel aus dem 'Standkapital der EKvV zugeflossen 
sind. Das sind Entscheidungen, die wir nicht beeinflussen können, denn auch 
hier sind eben die Gesellschafter nicht von der Stadt Steyr entsendet, die diese 
Überlegungen hätten beeinflussen können. 
Hinsichtlich des Schulbaues darf ich darauf verweisen, daß im vergangenen 
Herbst Sektionschef Dr. l'-/Iärz vom Unterrichtsministerium im Beisein des Lei­
ters für die technischen Bauten, Ministerialrat Dr. Laicht, in Steyr war, mit 
ih1n das Proble1n des RTL-Ausbaues besprochen wurde und uns zugesichert wor­
den ist, iln Jahre 1977 die Planung vorzulegen. Allerdings im verkleinerten Maß­
stab zmn Ursprungsprojekt, weil man sich neue Überlegungen hinsichtlich der 
Zusan~menlegung verschiedener Zweige gemacht hat. Für uns erhebt sich dabei 
naturgen~äß die Frage, was geschieht n~it dem durch dieses Projekt betroffenen 
Sportplatz oder Sportanlage Amateure. Das möchte ich hier nicht anschneiden. 
Es wird noch Zeit dazu geben, wenn die Planung bekannt ist, inwieweit diese 
Dinge betroffen werden. Eine Frage, die i.iberlegenswert ist, das ist auch im 
Konzept angezogen, ist die Hineinbringung neuer Schultypen. Eine davon ist der 
Ausbau der Schule für wirtschaftliche Frauenberufe, eine 5jährige Schule mit 
Maturaabschluß. Iin Hinblick darauf, das ist nur eine Überlegung, die ich hier 
wiedergeben kann, daß eben die jungen Mädchen, wenn sie von der Schule ge­
hen, kaum in ihrem erlernten Beruf tätig sein wollen oder können, in Bürobe­
rufe abzuwandern versuchen und vielleicht mehr Chancen besitzen, wenn sie mit 
l\/Iatura von dieser Schule gehen, weil der Streubereich der Berufsmöglichkeiten 
dadurch größer wird. Ich glaube, dadurch einige Möglichkeiten hier zu sehen, 
die wir den jungen J\/Iädchen unserer Stadt und der Umgebung zu bieten vermögen. 
Hinsichtlich des Präsidialplanungsausschusses ist angeschnitten, daß e_r weiter­
hin in einer Art Komiteebildung für die Entwicklungsfragen zuständig sein soll 
und wenn Sie nachsehen, werden Sie merken, daß auch vermerkt ist, daß die re­
feratszuständigen Stadträte bei allen sie betreffenden Fragen mit beigezogen wer­
den können und es wäre überhaupt nicht beabsichtigt, hier d:ie Stadträte, die da 
zuständig sind, auszuschließen von diesen Möglichkeiten. Hinsichtlich des Ver­
kehrskonzeptes innere Stadt darf ich darauf verweisen, daß wir gegenwärtig in 
einer sehr genauen Überprüfüng von vorgelegten Varianten für die Brückenbau­
ten sind. Daß ich immer hier schon in den letzten Sitzungen erklärt habe, wir 
werden mit einer etwa zweijährigen Bauzeit rechnen müssen, das setze ich als 
Mindestzeiterfordernis voraus und daß wir in dieser Zeit ohne Zeitdruck auch 
die Möglichkeit bekommen, Überlegungen anzustellen, inwieweit wir das beste­
hende Verkehrskonzept, die Verkehrsabläufe an die neuen Möglichkeiten mit 



neuen Brücken anpassen- müssen oder wollep. In diesem Zusammenhang darf 
ich Ihnen die Mitteilung machen, daß nach den letzten Übersichten und nach 
Abschluß der Ausschreibungen 21 Varianten und Vorschläge für die Brücken­
neubauten eingelangt sind. Daß die 21 Varianten verschiedenster Art sind, vorn 
Spannbetonbau über Eisenbrücken, von schmalen Seitenprofilen bis zu Gitter­
trägern. Vom geringsten bis zum höchsten Betrag in einer Spanne von etwa 20 
bis nahezu 50 Mill. Schilling. Es wird sich der Gemeinderat sehr wohl Gedan­
ken machen müssen, wie wir dem Problem von der technischen Seite her als 
auch von der finanziellen begegnen. Ich bin überzeugt, daß sich die Damen und 
Herren des Gemeinderates nicht ausschließlich vom Gesichtspunkt leiten lassen 
werden, was am billigsten ist, sondern von dem Gesichtspunkt, was dem Stadt­
bild am meisten dient einerseits und was der Zukunft der Stadt und ihren Ver­
kehrsabläufen andererseits am besten bekommt. Dazu als Ergänzung der Hin­
weis, die Varianten reichen von sogenannten Einfeldbrücken bis zu Vierfeld­
brücken. Im ersten Fall ohne Träger bei der Einfeldbrücke, im zweiten Fall 3 
Trägerpfeiler. Die Profile, wie ich schon sagte, in allen möglichen Stärken 
und Höhen. Das Bauamt ist beauftragt, eine genaue Prüfung durchzuführen und 
wird, nachdem diese Überprüfungen abgeschlossen sind, dem Gemeinderat die 
nötigen Informationen liefern und wir werden uns in einer Informationssitzung 
mit all den Vorlagen beschäftigen und im Anschluß daran, das kann ich hier schon 
versprechen, werden wir nach einer Auswahl, die der Ge1neinderat treffen wird, 
der Öff~ntlichkeit diese Projekte zur Kenntnis bringen und vorstellen. Der Stey­
rer hat in diesem Fall sicherlich einen Anspruch darauf, zu wissen, was sich in 
diese1n wichtigen Bereich der Altstadt ergibt, welche Entscheidungen der Ge­
meinderat vorhat. 
Die Aussagen von Herrn Gemeinderat Fuchs - ich habe hier seine Stellungnahme 
erhalten - darf ich dahingehend beantworten und ergänzen, daß ich bewußt, ich 
glaube auf der 1. oder 2. Se"ite im Konzept, seinerzeit auch das \Vort eingefügt 
habe "Denkanstoß". Ich muß ehrlich sagen, ich habe bewußt hier diese provokati­
ve \Vortwendung verwendet, weil ich glaube, daß wirklich ein Denkanstoß notwen­
dig war und ich freue mich, daß es mit der Vorlage dieses Konzeptes gelungen 
ist, doch das Interesse aller Fraktionen und Gemeinderäte zu erwecken, daß man, 
so wie bisher, nicht nur mit Einzelentscheidungen die Gegenwart beeinflussen 
soll, sondern versuchen muß, durch einen großen Rahmen und durch einen gro­
ßen Bogen, der die Dinge überspannt, auch auf Möglichkeiten hinzuweisen, die 
sich für die Zukunft ergeben. Hier darf ich doch, Herr Gemeinderat, eines sagen. 
Ihre Ausdrücke von Unseriosität in der Planung, in den Planungsvergaben, Man­
gel an Seriosität, Utopie und alle sonstigen Erklärungen, sind nicht gerade dazu 
angetan, hier n1it besonderer Freud'e das entgegenzuneh1nen. Aber ich möchte 
gerade durch die vorhergehenden Erklärungen nicht die Gelegenheit wahrnehmen, 
darauf näher einzugehen. Es scheint mir in diesem Fall nicht wichtig genug. 
Ich n1uß allerdings sagen, Sie beziehen sich in Ihren Quellen - die Stellungnah­
me ist nicht unterzeichnet für die FPÖ, sondern nur von Ihnen persönlich - auf 
dieses Entwicklungskonzept, das freut mich. Sie beziehen sich auf ein regionales 
Gestaltungsmodell Steyr- Umland, eine ARG - die Abkürzung ist mir nicht be­
kannt - sowie eine städtebauliche Arbeitsgemeinschaft, worin Sie sich auf Ihren 
eigenen Privatauftrag beziehen. Ich \.väre sehr interessiert, wem Sie diesen Auf­
trag gegeben haben denn es ist auch für uns interessant zu wissen, wer sich mit , .. - · 
der Problematik der Stadt Steyr und ihrer Stellung in 00. beschäftigt. Wenn es 
ein Wissenschafter ist, wären wir sehr interessiert, auch seine Meinung zu hö­
ren. 
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Zu den einzelnen Dingen wird es notwendig_sein, klarzustellen, daß die eigenen 
Initiativen des Gemeinderates hier jedenfalls in den Vordergrund gestellt wer­
den 1nüssen, das habe ich nie bestritten und auch nie angezweifelt, denn die 
Hilfen, die wir beanspruchen, zum Teil heute schon bekonnnen, bekorn1nen wir 
nur durch Initiativen, die von uns ausgehen. Von selbst trägt uns nie1nand Geld 
nach Steyr, keine Hilfe des Landes, keine Hilfe des Bundes. Wir müssen unse­
re eigenen Initiativen einsetzen, um hier zu diesen Subventionsbeiträgen, die 
der Stadt dienen, zu kommen. Ich glaube, auf dieser Ebene waren wir bis heute 
nicht lässig, wie ich gerade aus der vorerwähnten Ziffer von 10. 5 1\/Iill. - ich 
könnte diese Ziffer noch ergänzen aus anderen Ressorts der Landesregierung, 
z. B. Sozialbereich durch Landesrat Reichl, auch im Kulturbereich nunmehr in 
der Frage Lamberg für die II Hallstattausstellung" durch Landesrat Ratzenböck 
etc. mehr. Wichtig scheint 1nir der Hinweis auf Planungsaufträge und Schwer­
punktprogramme und hier bitte ich Sie, auf'f3eite 9 nachzulesen, das ist im Kon­
zept in der Urfassung angeführt. Für uns scheint mir nur eines wesentlich. \Vir 
müssen uns davon befreien, daß alles nur sozusagen nach dein Amtsschimmel 
verläuft. Wir haben schon begonnen mit einer Enhvicklung, die 1nir persönlich 
für die nächste Zeit die maßgebendste und zielführendste scheint und das ist nun 
einmal der \Veg, die in Steyr ansässigen Unternehmungen heranzuziehen, sei es 
nun zu Planungsaufträgen, sei es nun zu Bauausführungen, um zu gleicher Zeit, 
soweit es unsere finanziellen Mittel ermöglichen, zur gleichen Zeit an verschie­
denen Orten die Entwicklung der Stadt in verkehrspolitischer, in bautechnischer 
Hinsicht und in sonstigen Belangen günstig zu beeinflussen und zu betreiben. Hier 
bitte ich auch, wenn es um diese Fragen geht, um Ihre Zustimmung, nämlich die 
des gesamten Gemeinderates, damit wir rasch unsere Möglichkeiten ausschöpfen 
können. 
Zur Frage des oö. Raumordnungsbeirates darf ich Ihnen versichern, daß be­
reits die Herren auf Grund eines Gespräches mit Landeshauptmann Dr. \Venzl 
bereits im Vorjahr im Spätherbst hier in Steyr waren. Es wurde Dipl. Ing. Dr. 
Offterclinger. der diesen Ausspruch von der Schlafstadt geprägt hat mit seinem 
Konzept eingeladen. Er bat im Beisein der Herren der Landesregierung uns 
noch ein1nal seine Überlegungen dargestellt und ich habe dabei gefunden, daß 
enhveder früher doch durch einige Mißverständnisse hier nicht die richtigen 
Wortwendungen gefunden wurden. Jedenfalls hat er sich in diesem Gespräch 
ausdrücklich dazu bekannt, daß die Stadt Steyr nicht nur das Recht hat, sondern 
auch die Pflicht, einerseits tätig zu werden oder sich einerseits zu wehren und 
Vorschläge zu machen, die eine günstige Beeinflussung der Entwicklung ermög­
lichen. Herr Landeshauptmann Dr. Wenzl, das sagte ich schon eingangs der 
heutigen Sitzung, hat sich auch von einer Etwa-Erklärung, Steyr als Schlafstadt 
zu bezeichnen, distanziert. Das möchte ich hier ganz deutlich noch einmal er­
wähnen. 
Es hat Herr Gemeinderat Treml - den möchte ich auch nicht vergessen, denn 
er hat hier einige Aussagen gemacht, die nür unter den Tisch gerutscht sind, 
ich hoffe, daß ich sie finde. Hier darf ich darauf verweisen auf die S 37. Meine 
Damen und Herren, das wichtigste Stück, das Steyr an die Verkehrshauptader 
in Österreich, an die Autobahn anbindet, ist die S 37. Wir werden mit der Mär­
zenkellerumfahrung, wo uns für heuer der Beginn zugesichert wurde. zweifel­
los eine Erleichterung des Verkehrs zu Stoßzeiten der Großunternehmungen 
dieser Stadt erreichen • . Es wird diese Märzenkellerumfahrung zunächst nicht 
das bieten können, was wir uns von der S 37 erwarten, nämlich einen raschen 
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Verkehrsablauf, Verkehrsfluß für Interessanten zu Betriebsansiedlungen in 
Steyr die sagen, so lange die Verkehrsverbindungen nicht besser sind, ist der 
Standort Steyr für 1nich nicht sehr günstig. Dazu kommt und da sind hier in1 
Raum einige Verantwortliche, denen man dazu gratulieren muß, ein sehr ho-
hes Lohnniveau in unserer Stadt, das wiederum sich umsetzt in einer guten 
Kaufkraft, das wiec.lermn sich umsetzt in einer entsprechenden ,vohnungsquali­
tät. Das setzt sich auch wieder um in die gesamte Lebensqualität, die in unse­
rer Stadt herrscht. Aber das sind Motive,· die manches Mal zu einer gewissen 
Scheu führen, kleinere Betriebe mit niedrigerem Lohnniveau anzusiedeln. Hin­
sichtlich der ArbeitspJ.atzsicherung und Schaffung dürfen wir nicht vergessen, 
daß die Planung Rhein-Main-Donaukanal für den Raum an der Donau einmal ei­
ne ganz wesentliche Frage der Entwicklung und der Ausstreuung von Beschäf­
tigungsmöglichkeiten sein kann. Ich sage' nicht sein n1uß, sondern sein kann. 
Auch darauf zielt dieses Konzept im wesentlichen in der Großräumigkeit der 
Überlegungen mit ab, daß wir ja keinen Schritt vertun, der uns in den Hinter­
grund drängt, wenn andererorts, wo wir keinen Einfluß haben, bereits Entschei­
dungen fallen, die andere begünstigen und uns benachteiligen können. 
Hinsichtlich der Hinweise auf die Wohnbautätigkeit darf ich eines noch hinzufü­
gen, daß eine wesentliche Umkehr im Denkprozeß über den Vvohnbau scheinbar 
nunmehr eintritt. Gerade in Städten 1nit alten Strukturen komn1t man ilnrner 
mehr darauf und wir sind eine solche Stadt mit solcher Struktur, daß das Hinaus­
bauen ü1sbesondere dann, wie hier, wo das Flächenangebot - wie Gemeinderat 
Fuchs richtig sagt - relativ klein ist, daß man hier den umgekehrten Weg wird 
beschreiten müssen, nämlich nicht immer mehr und mehr die ·wohngebiete an 
die Stadtgrenzen zu verlegen, dadurch die längeren Aufschlußwege, die teuer 
sind, dazu zu bringen und auf Grund der Entfernungen vom Stadtkern zu den 
Wohnvierteln dort neue Infrastrukturen schaffen zu müssen. Hinweise dazu gebe 
ich damit, daß der sogenannte "Reiter-Aufbauplan rechts dem Brückenkopf an 
der Schönauerbrücke" schon ein solcher 1\/Iaßstab ist, daß die Steyr-Daintler­
Puch auf der Ennsleite wiederum 84 ·wohnungen baut als Ersatzbauten für die 
Blockhäuser, die noch aus den1 1. ·weltkrieg stammen. vVer erinnert sich nicht 
noch daran, wie weit die Ennsleite in ihrem Ruf durch die Blockhausbauten sei­
nerzeit gestanden hat. Heute ist das ein ausgesprochen gutes vVohnviertel ge­
worden. Ich möchte noch hinzufügen, daß die WAG äußerst interessiert ist, in 
Münichholz bis zu 150 Vi'ohneinheiten zu errichten, wodurch nicht nur dort be­
stehende und vielleicht in der nächsten Zeit ·weniger ausgenützte infrastrukturel­
le Einrichtungen voll genützt werden können, ohne daß sie uns zusätzliches Geld 
kosten und daß wir diese Hinweise, Wehrgraben z. B., nicht außer acht lassen 
dürfen, denn der ·wehrgraben ist Assanierungsgebiet in dem Sinne, den ich so­

eben erwähnte. 
Ich darf dabei zitieren, daß mir vergangene Vi/oche am Donnerstag bereits auf 
Grund eines Auftrages der Frau W'issenschaftsminister Dr. Firnberg Dipl. Ing. 
Semsroth vorn Institut für Städtebau, Raumplanung und Raumforschung an der 
Techn. Universität Wien hier 1nich aufgesucht hat, er 1nit Baurat Dipl. Ing. 
Vorderwinkler das gesamte Gebiet des Wehrgrabens nüt_ den angrenzenden Alt­
bezirken besucht hat, sich entsprechende Unterlagen besorgt hat, Notizen ge­
macht hat und an eine1n Konzept arbeitet. Er wird sich noch zusätzliche Infor­
mationen besorgen in der nächsten Zeit und wird dann einen Vorschlag unter­
breiten, damit das \Vissenschaftsministerimn diesen Forschungsauftrag über 
den Wehrgraben vergeben kann. Das sind bereits die Hinweise, daß hier im ein-
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zelnen dort, wo es dringend notwendig scheint, Planungsaufträge oder sonstige 
Forschungsaufträge vergeben \Verden. Ich muß hier von dieser Stelle aus Frau 
Wissenschaftsminister dafür danken, daß sie in dieser Richtung tätig geworden 
ist. Es hat hier lediglich ein Schreiben genügt, sie auf dieses_ Problem hinzu­
weisen und sie zu bitten, uns von der Universität her helfend zur Seite zu stehen. 
Das sind bereits Aktivitäten, die nicht von heute auf morgen ihren Niederschlag 
finden, die nur jetzt wenige wissen, mit denen nur wenige beschäftigt sind. A_ber 
die Träger dieses Wissens sollten es weiter vermitteln an die Öffentlichkeit, um 
hier zu beweisen, daß die Stadt Steyr nicht säumig ist, daß sie alles unternimnit, 
um zu versuchen, Stagnationen in der Stadtentwicklung zu unterbinden und u1nzu­
funktionieren in Entwicklungen. 
So 1nöchte ich zum Abschluß kommen und dabei noch auf das Schloß Lamberg ver­
weisen. Schauen Sie, auch hier ist das Konzept ein nicht unwesentlicher Anstoß 
gewesen, für das Schloß Lan1berg nunmehr eine klare Finanzierungsform und 
eine Revitalisierung zu finden. Finanzminister Androsch bestätigte mir gestern 
neuerdings, daß die von ihm bewilligten S 20 I\l[ill. bereitstehen. Bautenminister 
Moser bei seinen1 Besuch am 27. 1. sagte mir, daß die Bauführung der Renovie­
rungsarbeiten und Restaurierungsarbeiten die Bundesgebäudeverwaltung überneh-
1nen wird. \1/ir haben die Zusage von Landesrat Dr. Ratzenböck, daß er über die 
Kulturabteilung des Landes die Kosten für sämtliche Adaptierungen für die Aus­
stellungsräume unter den1 Titel, die Hallstattzeit übernilnmt und auch das Vor­
werk wiederum instandgesetzt wird auf Kosten dieser Beträge aus der Kulturab­
teilung. Die Stadt, also wir, mußten uns auch zu Zusagen bereiterklären. Da konn 
te ich auch nicht vorher den Gemeinderat fragen, ob ich das darf, sondern ich 
mußte mich in dies.er Besprechung bereitfinden, zu erklären, die Stadt Steyr wird 
sich bei der Finanzierung dieses der Stadt das Gepräge gebenden Bauwerkes nicht 
entziehen können und mitbeteiligen. Wir haben uns bereiterklärt, insbesondere 
dabei die Außenanlagen ins Auge zu fassen, die Vorplätze zu gestalten, die gärt­
nerische Gestaltung des Umlandes vom Schloß zu übernehmen. Soweit ich bis jetzt 
informiert bin, sollte eine Teilung ins Auge g"efaßt sein von 50 % Bund, 25 % Land 
und 2 5 % die Stadt. So wurde mir das bisher mitgeteilt. Konkret wurde über die­
se Prozentsätze nicht verhandelt. 
Nun noch ein Hinweis zur Tausendjahrfeier. Mit ein Grund, daß derzeit eine ge­
\visse Hektik im Bauwesen in unserer Stadt herrscht ist die Tatsache, daß wir 
bis zu diesem Zeitpunkt des Jubiläun1sjahres verschiedene Bauwerke fertig ha­
ben müssen, um nicht eine Baustelle zu sein. Das Komitee zur Tausendjahrfei-
er hat sich gegliedert in 8 Arbeitsausschüsse und die haben nun Vorschläge un­
terbreitet, die hier kürzlich Gegenstand einer Erörterung waren. Meine Damen 
und Herren, ich fiel fast vom Sessel, als ich gelesen habe, daß die Vorschläge 
aller Arbeitsausschüsse insgesamt den Betrag von S 38 Mill. erfordern. Ich 
kann heute schon versichern, daß ich als Bürgermeister nicht in der Lage bin, 
diese Vorschläge hier im Gemeinderat zu vertreten, sondern daß ich auch der 
Meinung bin, daß man nicht die Stadt Steyr anläßlich dieses Jubiläums dazu be­
nützen kann, einfach Beträge herauszuziehen, die, glaube ich, anderswo auf­
gewendet werden müssen. Wir sind noch im Anfangsstadium dieser Beratungen 
und werden demnächst mit den Vorsitzenden der Ausschüsse reden müssen. Ich 
glaube aber kau1n, daß wir 38 Mill. allein aus dem Titel dieser Vorschläge heraus 
werden freimachen können, denn das würden die Steyrer. so meine ich, in dieser · 
Form auch nicht akzeptieren • . 
Abschließend noch einmal die Erklärung, daß dieses Konzept, wie ich es nach wie 
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vor bezeichne - Herr Gemeinderat Fuchs ich habe mir erlaubt, im Lexikon 
nachzusehen, Sie bezweifeln, daß das ein Konzept ist, Konzept heißt dort Ent­
wurf oder Idol - als einen Entwurf für die Möglichkeiten zu betrachten ist, die · 
uns im Laufe der ganzen Jahre der Gemeinderatstätigkeit zur: Verfügung ste­
hen. Ich glaube auch, daß wir die Eigeninitiativen in unserem Kreis verstärkt 
fortsetzen müssen und es darf wirklich niemand behaupten, daß keine Initiati­
ven ergriffen wurden vor der Vorlage des Konzeptes. denn wer sich in der Stadt 
urnblickt der weiß genau, daß hier sehr wohl initiativ gearbeitet wird. vVir wer­
den nur enorme Mittel beanspruchen müssen und jetzt auch, meine Damen und 
Herren, um hier die Ziele einigermaßen anzupeilen, die \vir uns gesetzt haben, 
auch 1nehr Schulden machen müssen. Das hängt ganz von den Umständen ab, wie 
sie sich in unserer Stadt ergeben. In einem Punkt sind wir sicherlich einig, daß 
lvir eine rasche Verwirklichung der Ziele anstreben werden, die wir als Nah­
ziele aus dem Bereich des Konzeptes erblicken, daß wir eben auch etwas Geduld 
haben 1nüssen, dort, wo es sich um Fernziele handelt und alles das zusammen 
soll uns doch Wegweiser sein bei unseren weiteren Tätigkeiten hier im Gemein­
derat. Als Berichterstatter und Bürgermeister möchte ich Ihnen allen namens 
des Magistrates und der Steyrer Bürger dafür danken, daß Sie alle seitens der 
Fraktionssprecher die Bereitwilligkeit erklärt haben, hier dem Konzept Ihre 
ZustimnTLmg zu geben und ich sehe darin einen Beweis, daß das Zusammenwir­
ken, das sich auch durch Gespräche auszeichnet mit den Fraktionsvorsitzenden, 
in wesentlichen Fragen der städtischen Entscheidungen sich dadurch auswirkt. 
Ich danke Ihnen dafür und bitte Sie, das zu vollziehen, was Sie in Ihren Erklä­
rungen ausgesagt haben. 

Applaus! 

BÜRGERIVIEISTER-STELLVERTRETER J-IEil\TRICH SCH\VARZ: 
Ich danke Herrn Bürgermeister für das Schlußwort und die Aufklärungen, die er · 
gegeben hat. Wir kommen nun zur Abstimmur1g über diesen Antrag. Ich bitte je­
ne Damen und Herren des Gemeinderates. die dem Antrag in der vorliegenden 
Fassung die Zustimmung geben, mn ein Zeichen mit der Hand. Danke. Ist je­
mand gegen diesen Antrag? Das ist nicht der Fall. Ich fra~e noch, ob eine Stirnm­
enthaltung vorliegt? Auch das ist nicht der Fall. Damit liegt ein einstimmiger 
Beschluß des Gemeinderates vor. 
Meine Dan1en und Herren des Gemeinderates! 
Wir haben heute einen sehr weitreichenden und bedeutungsvollen Beschluß für 
die Entwicklung unserer Stadt gefaßt. Ich möchte nochmals herzlich danken für 
die sachliche Diskussion und bitte un1 die Zusammenarbeit zur Verwirklichung 
dieses Konzeptes. 
Ich möchte aber auch noch einen Dank aussprechen. Herr Bürgermeister hat, 
nachdem heute Faschingdienstag ist, sich erlaubt, für die IVIitglieder des Ge-
1neinderates _ es ist üblich überall wo Menschen zusa1nmenkommen heute, daß 
es Faschingskrapfen gibt - im Vorraum solche vorzubereiten. Herzlichen Dank. 

Die Sitzung ist damit geschlossen. 

Ende der Sitzung: 1 7. 00 Uhr 
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